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Abstract  
100 Jahre liechtensteinische Verfassung – ihr verdankt das Fürstentum Liechtenstein die frühe Einführung einer 
Verfassungs- bzw Grundrechtsgerichtsbarkeit. Die Aufgaben des StGH als » Hüter der Verfassung « sind einerseits 
mangels präziser Regelungsvorgaben im liechtensteinischen Recht nicht immer hinreichend klar; was meint etwa 
die Verfassung, wenn sie dem StGH die Aufgabe des Schutzes der » verfassungsmässig gewährleisteten Rechte « 
überträgt ? Andererseits führt auch die nicht immer hinreichend konzise Rechtsprechung des StGH im Grund-
rechtsbereich zu schwierigen Abgrenzungsfragen im Vergleich zur liechtensteinischen Fachgerichtsbarkeit. Wann 
endet die Kompetenz des Fachgerichts, etwa im Bereich des Strafrechts, wann beginn die Kompetenz des StGH als 
Verfassungsgericht ? Diesen und anderen Fragen geht der anschliessende Beitrag nach.
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I.� �Einleitung�–�Vom�Auftrag�
der�verfassungsgerichtlichen�
Vertretbarkeitskontrolle

Kommendes Jahr jährt sich das Inkrafttreten der Liech-
tensteinischen Landesverfassung ( am 5. Oktober 1921 1 ) 
zum 100. Mal. Der Verfassung kam Pionierstellung zu, 
richtete sie doch einen » Staatsgerichtshof « ( StGH ) als 
Verfassungsgericht ein. Die Verfassung unterwarf nicht 
nur die Gesetzgebung, sondern auch die Vollziehung 
einschliesslich der  Fachgerichtsbarkeit  der staatsge-
richtlichen Kontrolle  2 ( Art 104 LV ).3

Innerhalb der liechtensteinischen Zivil- und Straf-
gerichtsbarkeit besteht ein dreigliedriger Instanzenzug,4 
während im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
grds ein zweigliedriger Instanzenzug  5 vorgesehen ist; 
beide Bereiche der Gerichtsbarkeit werden hier als 
» Fachgerichtsbarkeit « bezeichnet.6

Nach Erschöpfung des Instanzenzuges besteht das 
Recht der Individualbeschwerde ( gem Art 15 StGHG ) an 
den StGH. Antragsberechtigt ist jede Person, die denk-
möglich behauptet, in ihrer Rechtsposition unmittelbar 

1 LGBl 1921 / 15. Fürst und Landtag hatten sich im Rahmen der 
sog » Schlossabmachungen « vom September 1920 auf eine Neu-
ordnung des Staats geeinigt ( vgl zu den » Schlossverhandlun-
gen « zur Verfassungsrevision < http: / /www.e-archiv.li / textDe 
tail.aspx ?backurl=auto&etID=45183&eID=8> [ zuletzt abgerufen 
15.  7.  2020 ] ). Aufbauend darauf beschloss der Landtag die erneu-
erte Verfassung von 1921 einstimmig; der Fürst sanktionierte 
diesen Beschluss am 5.  10.  1921. Zur Entstehungsgeschichte im 
Rahmen der Schlossabmachungen siehe für viele Winkler, Ver-
fassungsrecht in Liechtenstein ( 2001 ) 29.

2 Auch wenn der StGH erst nach seiner Einrichtung durch einfa-
ches Gesetz ( StGHG ) 1925 ( LGBl 1925 / 8 ) seine Arbeit aufnehmen 
konnte, befand sich Liechtenstein damit nach der Tschechoslo-
wakei und Österreich unter den ersten Staaten, die nicht nur 
behördliches Handeln, sondern auch Akte des Gesetzgebers 
der verfassungsgerichtlichen Kontrolle unterwarfen ( Bussjäger / 
Lorenz, Einführende Bemerkungen zum IV. Hauptstück in 
Liechtenstein-Institut [ Hrsg ], Kommentar zur liechtensteini-
schen Verfassung [ 2019 ], verfassung.li ).

3 Bussjäger, Einleitung Rz 17 in Liechtenstein-Institut ( Hrsg ), 
Kommentar zur liechtensteinischen Verfassung. Online-
Kommentar, < www.verfassung.li>, 2016 ( zuletzt abgerufen am 
15.  7.  2020 ). Zur Entstehungsgeschichte eingehend H. Wille, Die 
Normenkontrolle im liechtensteinischen Recht auf der Grund-
lage der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes ( 1999 ) 30 ff; 
Vogt, Das Willkürverbot und der Gleichheitsgrundsatz in der 
Rechtsprechung des liechtensteinischen Staatsgerichtshofes 
( 2008 ) 11 ff.

4 Art 97 Abs 1 LV iVm Art 1 Abs 1 Gerichtsorganisationsgesetz 
( GOG ), LGBl 2007.348.

5 Art 102 Abs 5 LV. Vgl auch 90 des Gesetzes über die allgemeine 
Landesverwaltungspflege ( LVG ), LGBl 1922.24. Zu den Zu-
ständigkeiten insb der Beschwerdekommission für Verwal-
tungsangelegenheiten vgl Art 4 BeschwerdekommissionG, 
LGBl 2000.248. Zum System der liechtensteinischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit siehe N. Raschauer, Liechtensteinische Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in Fischer / Pabel / N. Raschauer ( Hrsg ), 
Handbuch Verwaltungsgerichtsbarkeit 2 ( 2020 ) 721 ff Rz 1 ff.

6 Verbandsinterne Beschwerdeverfahren wie etwa nach Art 38 
Abs 1 des Gesetzes über die Universität Liechtenstein ( LUG ), 
LGBl 2005.3, bleiben hier ausser Betracht.

und nachteilig betroffen zu sein. Der StGH prüft eine 
behauptete Grundrechtsverletzung,7 wenn sie in der Be-
schwerde zumindest implizit gerügt wurde.8

Die Landesverfassung unterscheidet innerhalb der 
liechtensteinischen Gerichtsbarkeit zwei Ebenen. Wäh-
rend die Fachgerichte ( LG, OG, OGH bzw Beschwerde-
kommission für Verwaltungsangelegenheiten; 9 VGH ) 
die Einhaltung der einfachen Gesetze bzw Verordnun-
gen zu überwachen haben, ist der StGH zum Schutz 
der verfassungsmässig gewährleisteten Rechte berufen 
( Art 104 Abs 1 LV ).

Die Abgrenzung zwischen StGH und anderen Fach-
gerichten gestaltet sich in der Praxis nicht immer ein-
fach.  So ist insb die Auslegung der Begriffe » enderle-
dige, rechtskräftige Entscheidung « oder » Verfügung 
der öffentlichen Gewalt «, also die Frage, gegen welche 
Entscheidungen einer Verwaltungsbehörde oder ei-
nes Gerichtes eine Individualbeschwerde an den StGH 
in Grundrechtsfragen zulässig ist ( Art 15 Abs 1 und 2 
StGHG ), mitunter schwierig.10 Dies, weil der Gesetzge-
ber in den MaterienG nicht immer hinreichend klar-
stellt, gegen welchen staatlichen Akt der Rechtszug an 
den StGH zu führen hat bzw wann ein Rechtsakt Gegen-
stand einer Individualbeschwerde sein kann.

Ebenfalls nicht eindeutig geklärt ist die Rolle des 
StGH als » Hüter der Grundrechte «, wie sie in Art 104 
Abs 1 LV formuliert ist: Der StGH soll die » verfassungs-
mässig  gewährleisteten  Rechte «  schützen.  Präzisie-
rende Anordnungen in der Verfassung bzw im StGHG 
fehlen zum Teil. Aus der Abgrenzung der Art 97 ff LV 
und des GOG zu Art 102 LV und den Art 90 ff LVG einer-
seits und Art 104 Abs 1 LV iVm Art 15 StGHG andererseits  
ergibt sich, dass zwar primär die Fachgerichte das ein-
fache Recht 11 auslegen und anwenden sollen.12 Diese  

7 Gem Art 16 StGHG hat der Beschwerdeführer in seiner Be-
schwerde den Sachverhalt darzulegen und die behauptete Ver-
letzung zu begründen. In der Begründung sind das verletzte 
Recht oder die verletzende Verfügung oder Rechtsvorschrift zu 
bezeichnen. Es können damit auch eine grob unrichtige Sach-
verhaltsfeststellung oder eine qualifiziert unrichtige Gesetzes-
auslegung und ein daraus resultierender Verstoss gegen das 
Willkürverbot geltend gemacht werden.

8 Bussjäger, Die Beschwerde an den Staatsgerichtshof in Kley /  
Vallender ( Hrsg ), Grundrechtspraxis in Liechtenstein ( 2012 ) 
857 ( 867 ff ).

9 Die Kommissionen stellen zwar keine Gerichte im organisa-
torischen Sinn ( Art 95 Abs 3 LV ) dar, sind aber als Tribunale 
iSd Art 6 Abs 1 EMRK zu werten ( N. Raschauer, Verwaltungs-
gerichtsbarkeit Rz 30 ). Da sie somit im funktionellen Sinn ein 
» Gericht « iSd EMRK darstellen, werden sie der Vollständigkeit 
halber in die Darstellung des Instanzenzuges innerhalb der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit einbezogen.

10 Vgl exemplarisch StGH 2013 / 50 ( Individualbeschwerde gegen 
Vollstreckungsentscheidung der FMA zulässig ).

11 Insbesondere in den Bereichen Zivil- und Strafrecht.
12 Vgl etwa Art 102 Abs 5 LV, wonach sämtliche Entscheidungen 

oder Verfügungen der Regierung und der anstelle der Kol- 
legialregierung eingesetzten besonderen Kommissionen dem
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Abgrenzung ist jedoch nicht so eindeutig, wie sie auf 
den ersten Blick scheint. Immerhin haben auch die 
Verwaltungsbehörden und Fachgerichte bei der Anwen-
dung einfachen Rechts die Verfassung und die Grund-
rechte zu beachten.13

Die Systematik der Verfassung und jene des daran 
anknüpfenden StGHG jedoch lässt keinen Zweifel of-
fen. Der StGH soll erst nach Erschöpfung des Instan-
zenzuges – nach Erhebung der Individualbeschwerde – 
tätig werden. Er soll überprüfen, ob die Fachgerichte 
bei Anwendung des einfachen Rechts die Verfassung 
und die Grundrechte im Rahmen ihrer Tätigkeit kor-
rekt beachtet haben. Art 104 Abs 1 LV und Art 15 StGHG 
übertragen dem StGH sohin die Aufgabe einer gericht-
lichen  Vertretbarkeitskontrolle,  die auf die Grobprü-
fung ( Evidenzkontrolle ) bestimmter Fragen der Verfas-
sung bzw der internationalen Verträge beschränkt ist. 
Eine mit der Fachgerichtsbarkeit funktionell vergleich-
bare Aufgabenzuweisung einer Feinprüfung des einfa-
chen Rechts zugunsten des StGH kann weder der Ver-
fassung noch dem StGHG entnommen werden. Dafür 
spricht auch der internationale Vergleich, wonach etwa 
das dt BVerfG oder der ö VfGH in Grundrechtsfragen 
regelmäßig eine Grobprüfung anhand der Verfassung 
vornehmen, dh in der Regel nur qualifizierte Verstösse 
aufgreifen, während die Feinprüfung anhand des ein-
fachen Rechts regelmässig anderen Fachgerichten vor-
behalten ist.14

Auch nach dem Willen des liechtensteinischen Ver-
fassungsgesetzgebers ist die Aufgabe des StGH darauf 
fokussiert, im Rahmen des Individualbeschwerdever-
fahrens grob ( dh im Sinne einer Vertretbarkeitskon-
trolle ) zu prüfen, ob die Fachgerichte in ihren Ent-
scheidungen die Verfassung bzw Grundrechte beachtet 
haben. Der Verfassungsgesetzgeber hat im Zuge der Ver-
fassungsrevision 2003 keine Adjustierung der Aufgaben 
des StGH vorgenommen. Dem StGH kommt damit im 
Vergleich zu den Fachgerichten zwar eine andere Auf-
gabenstellung zu, die jedoch keine Höherwertigkeit im 
Sinne einer vierten Gerichtsinstanz implizieren.15

Daraus folgt: Die verbindliche Entscheidung über 
Zweifelsfragen des einfachen Rechts ist für den Zivil- 
und Strafrechtsbereich dem OGH, für den Bereich des 

  Rechtsmittel der Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
unterliegen.

13 Auch wenn dies in der LV nur für die Landesverwaltung aus-
drücklich angeordnet wurde ( Art 92 Abs 4 LV ), gilt für die Ge-
richtsbarkeit nichts Anderes, wenn man etwa an die Eingriffs-
vorbehalte der EMRK denkt.

14 Statt aller Berka / Binder / Kneihs, Die Grundrechte 2 ( 2020 ) 139 ff, 
343 ff; dt BVerfG 29.  4.  2009, 2 BvR 78 / 08 Rz 16.

15 BuA 2003 / 45, 44: » Der Staatsgerichtshof ist überdies gegenüber den 
beiden anderen Höchstgerichten keine echte Oberinstanz und kei-
nesfalls eine Art Aufsichtsbehörde gegenüber diesen. « 

öffentlichen Rechts dem VGH vorbehalten.16 Das führt 
zu der Beurteilung, dass die  Individualbeschwerde 
gem Art 15 StGHG nur ein ausserordentlicher Rechtsbe-
helf, aber kein zusätzliches ordentliches Rechtsmittel 
darstellt. Sie dient dazu, dass der StGH im Sinn einer 
Evidenzkontrolle qualifizierte – also schwerwiegende – 
Fehler bei der Anwendung und Auslegung des einfachen 
Rechts durch die Fachgerichte, soweit sie die in die Ver-
fassungssphäre reichen, aufgreifen und erforderlichen-
falls korrigieren kann.

Der StGH ist sohin nach der Systematik der LV nicht 
als echte ( oder volle ) » vierte « bzw » dritte « Gerichtsins-
tanz eingerichtet: Anders als der OGH oder der VGH hat 
der StGH ein enderledigendes letztinstanzliches Urteil 
( eines Zivil- bzw Strafgerichts oder des VGH ) nicht um-
fassend zu überprüfen. Wird der StGH mittels Individu-
albeschwerde angerufen, hat er im Umfang der geltend 
gemachten Beschwerdegründe » lediglich grob « zu unter-
suchen, ob eine letztinstanzliche Entscheidung verfas-
sungsmässig gewährleistete oder durch internationale 
Übereinkommen garantierte Rechte des Einzelnen ver-
letzt ( Art 15 Abs 1 StGHG ), oder anders formuliert, ob die 
fachgerichtlich getroffene Entscheidung ( Auslegung des 
einfachen Rechts ) verfassungsrechtlich » vertretbar « ist.

Für diese Auffassung spricht zudem ein  histori-
scher Vergleich. Das liechtensteinische System der Ver-
fassungs- und Grundrechtsgerichtsbarkeit ist stark am 
österreichischen Verfassungsgerichtsmodell des B-VG 
( als Rezeptionsgrundlage ) angelehnt,17 was für die Aus-
legung des vierten ( Art 27 bis ff LV, » Von den allgemeinen 
Rechten und Pflichten der Landesangehörigen « ) und 
des achten Hauptstücks ( Art 95 ff LV, » Von den Gerich-
ten « ) der Verfassung von Bedeutung ist.18

16 Vogt, Willkürverbot und Gleichheitsgrundsatz 444.
17 Bussjäger / Lorenz, Einführende Bemerkungen Rz 10; H. Wille, 

Verfassungsgerichtsbarkeit in Liechtenstein ( 2001 ) 28.
18 Selbstverständlich wird dadurch die Berücksichtigung der Ver-

fassungsentwicklungen in anderen Nachbarstaaten nicht aus-
geschlossen. Ganz im Gegenteil: Die Rechtsprechung des StGH 
zum Gleichheitsgrundsatz zeigt Elemente der Rechtsprechung 
des österreichischen VfGH ( » Gleiches ist gleich, Ungleiches un-
gleich zu behandeln. « ), des schweizerischen Bundesgerichts ( ua 
» Erfordernis von ernsthaften sachlichen Gründen « ) wie auch des 
deutschen BVerfG ( » Der Gleichheitsgrundsatz ist unter anderem 
dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich 
zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl keine 
Unterscheide von solcher Art und solchen Gewicht bestehen, dass 
sie die ungleiche Behandlung rechtfertigen könnten. « ); vgl nur Buß-
jäger, Beschwerde 861 mH auf StGH 2003 / 67 sowie Vogt, Willkür-
verbot 82 ff.

 Allerdings darf nicht ausgeblendet werden, dass der liechten-
steinische Verfassungsgesetzgeber bis heute am » österreichi-
schen Modell « der Verfassungsgerichtsbarkeit als Interpreta-
tionsgrundlage und primärer Rezeptionsvorlage festgehalten 
hat bzw Novellierungen des StGHG grds ( wenn auch nicht aus-
schliesslich ) in Anlehnung an österreichischen Vorgaben der 
Verfassungsgerichtsbarkeit erfolgten. Daraus kann abgeleitet 
werden, dass primär die verfassungsgerichtlichen Entwick-
lungen in Österreich für die Auslegung des vierten und achten 
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Bei allen bestehenden Unterschieden insb im Ver-
fassungsprozessrecht 19 sind die Grundlinien der liech-
tensteinischen und der österreichischen Verfassungs-
gerichtsbarkeit doch sehr ähnlich. Der ö VfGH ist, wie 
auch das dt BVerfG, ebenfalls berufen, nur in die Ver-
fassungssphäre reichende qualifizierte Rechtsverletzun-
gen aufzugreifen ( Art 144 Abs 1 B-VG ), während etwa der 
ö VwGH für die Prüfung sonstiger Rechtsverletzungen 
durch die Verwaltung bzw Verwaltungsgerichtsbarkeit 
berufen ist ( Art 133 B-VG ).20 Eine umfassende Tatsachen- 
und Rechtskontrolle ist dem ö VfGH nicht aufgetragen.21

Die Richtigkeit der restriktiven Auslegung der Auf-
gaben des StGH, wie sie Art 104 Abs 1 LV iVm Art 15 
StGHG vorgeben, zeigt sich systematisch gesehen auch 
daran, dass unter den » verfassungsmässig gewährleis-
teten Rechten «, die der StGH schützen soll, zunächst 
( nur ) die im  vierten  Hauptstück  der  LV  enthaltenen 
Grundrechte ( Art 27 bis–44 ) zu verstehen sind. Bis heute 
ist dieser Abschnitt mit der Überschrift » Von den all-
gemeinen Rechten und Pflichten der Landesangehöri-
gen « übertitelt. Im Zuge der Verfassungsrevision 2003 22 
blieb der Grundrechtskatalog des vierten Hauptstücks 
unverändert. Der Verfassungsgesetzgeber erweiterte 
den Grundrechtskatalog bis dato nur rudimentär: Än-
derungen erfolgten ua durch die Verfassungsnovellen 
LGBl 1992.81 und 2005.267, wobei letztere Novelle auf 
den Beitritt Liechtensteins zur EMRK 1982 zurückzu-
führen ist.23 Somit kann man sowohl in Bezug auf die 
liechtensteinische Verfassung im Allgemeinen als auch 
den Grundrechtskatalog des vierten Hauptstücks und 
die damit verknüpften Aufgaben des StGH ( Vertretbar-
keitskontrolle ) im Besonderen von einer  klaren  Sys-
temkontinuität  sprechen 24 – erhebliche Änderungen 

Hauptstücks der LV und der Aufgaben und Kompetenzen des 
StGH massgeblich sein sollten ( darauf verweist zB BuA 2003 / 95, 
17 zum StGHG 2003 ). Erst in einem Folgeschritt sollten daher 
Verfassungsentwicklungen in anderen Nachbarstaaten Liech-
tensteins in die Interpretation des vierten und achten Haupt-
stücks der LV bzw des StGHG Eingang finden. Aussagen derge-
stalt, dass Liechtenstein » Abschied « von der österreichischen 
Verfassungs ( gerichts ) systematik genommen habe ( vgl zB StGH 
1998 / 45 ), treffen daher von vornherein nicht zu.

19 Das ö VfGG enthält ein systematisch klar ausgeprägtes, eigen-
ständiges Verfahrensrecht für den VfGH, während sich das 
StGHG auf die Regelung lediglich einzelner prozessualer De-
tails beschränkt. Der StGH hat in seinen Verfahren idR das LVG 
sinngemäss anzuwenden ( Art 38 Abs 1 StGHG ).

20 Vgl etwa Berka, Verfassungsrecht 7 ( 2019 ) Rz 1057.
21 Berka / Binder / Kneihs, Grundrechte 139 ff.
22 LGBl 2003.186.
23 Vgl etwa die Einfügung des Art 27 bis und 27 ter durch die Verfas-

sungsnovelle LGBl 2005.278, ua betreffend die Positivierung der 
Menschenwürde, das Folterverbot, das Recht auf Leben und 
das Verbot der Todesstrafe. Unabhängig davon ist die Beto-
nung der Gleichstellung von Mann und Frau ( Art 31 Abs 3 LV ) 
durch die Novelle LGBl 1992.81 zu sehen.

24 Dafür spricht ausserdem, dass die Verfassung von 1921 ( die 
2003 nur in einzelnen Teilen, nicht aber im Bereich der Grund-
rechtsgerichtsbarkeit modifiziert wurde ) einleitend auf die 

im Grundrechtsbestand oder im Aufgabenkatalog des 
Höchstgerichts sollten nach dem Willen des Verfas-
sungsgesetzgebers 2003 nicht vorgenommen werden.25 
Auch daran zeigt sich, dass der Verfassungsgesetzgeber 
bislang keine Notwendigkeit sah, die systematisch und 
materiell klar umrissene Aufgabe des StGH ( Vertretbar-
keitskontrolle ) auszuweiten.

Die im vierten Hauptstück enthaltenen Grundrechte 
sind seit Inkrafttreten der Landesverfassung 1921 durch-
gängig als subjektive, gerichtlich durchsetzbare Rechte 
konzipiert.26 Entsprechend diesem Verständnis ordnete 
der Verfassungsgesetzgeber an, dass der StGH die » ver-
fassungsmässig gewährleisteten Rechte «, wie sie ua in 
der LV positiviert sind ( und nur diese ), zu schützen hat 
( Art 104 Abs 1 LV; Art 11 Z 1 StGHG 1925 27 – vgl nunmehr 
Art 15 Abs 1 StGHG 28 ).

In Ergänzung dazu stehen jene Rechte, die durch in-
ternationale Übereinkommen garantiert werden und für 

konstitutionelle Verfassung von 1862 verwies und im Einklang 
mit dieser stand; sie fügte sich nahtlos in die bisherige staats-
rechtliche Tradition Liechtensteins ein. Konzeption und Identi-
tät der Verfassung Liechtenstein blieben gewahrt ( Winkler, Ver-
fassungsrecht 30 ).

25 Der liechtensteinische Staat baut noch heute auf den Grundsät-
zen der Verfassung von 1921 auf ( dazu vertiefend Winkler, Die 
Verfassungsreform in Liechtenstein [ 2003 ] 83 ff ).

26 Vgl Vogt, Willkürverbot und Gleichheitsgrundsatz 25.
27 Art 11 Z 1 StGHG 1925 lautete: » Der Staatsgerichtshof ist als erste 

und einzige Instanz zuständig zur Beurteilung von Beschwerden 
zum Schutze der verfassungsmässig gewährleisteten Rechte der 
Bürger ( Art. 28 ff. der Verfassung ). « Auffällig ist, dass der Gesetz-
geber damals explizit auf die Grundrechte des vierten Haupt-
stücks als Prüfmassstab des StGH verwies.

28 Auch wenn in der nunmehr geltenden Fassung des Art 15 Abs 1 
StGHG der explizite Verweis auf Art 27 bis ff LV fehlt und der StGH 
allgemein die behauptete Verletzung der » verfassungsmässig 
gewährleisteten Rechte « zu kontrollieren hat, ist aufgrund der 
systematischen Kontinuität des vierten Hauptstücks der LV 
davon auszugehen, dass Art 15 Abs 1 StGHG weiterhin primär 
die im vierten Hauptstück der Verfassung explizit positivierten 
Grundrechte vor Augen hat ( BuA 2003 / 95, 17 ); vgl zur älteren 
Rsp des StGH StGH 1978 / 4, LES 1982, 1; StGH 1985 / 11, LES 1988, 
94; StGH 1982 / 37, LES 1983, 112 ua; Kühne, Der Staatsgerichts-
hof des Fürstentums Liechtenstein – Funktionen und Kompe-
tenzen, EuGRZ 1988, 230 ( 233 ). Die durch die EMRK und andere 
völkerrechtliche Abkommen gewährleisteten ( vor dem StGH 
justiziablen ) Rechte werden in Art 15 Abs 2 StGHG gesondert an-
gesprochen. Vgl idZ auch BuA 2003 / 95, 17: Der in Art 104 Abs 1 LV 
und Art 15 Abs 1 StGHG verwendete Begriff » verfassungsmässig 
gewährleistete Rechte « erfasse » alle in Gesetzen und Staatsverträ-
gen garantierten Rechte, die den Grundrechten gleichartig, somit 
materiell verfassungsmässig sind. « ( Hervorhebung d Verf ). Solche 
Rechte, die wegen ihres Inhalts als Grundrechte qualifiziert wer-
den können, » zählen zum Verfassungsrecht im materiellen Sinn, 
wie zB die vier ›Freiheiten‹ des EWR-Abkommens. « ( BuA 2003 / 95, 
aaO ). Auch wenn BuA 2003 / 95, 17 zu Recht darauf hinweist, dass 
der Anwendungsbereich von Art 104 Abs 1 LV bzw Art 15 Abs 1 
StGHG weiter ist als jener der österreichischen Rezeptionsvor-
lage des Art 144 Abs 1 B-VG ( der verfassungsgesetzlich gewähr-
leistete Rechte erfasst ), wird jedoch hinreichend klar, dass nach 
dem Willen des Gesetzgebers nur gesetzesrangige Rechte Ge-
genstand einer Individualbeschwerde vor dem StGH sein kön-
nen. Von ungeschriebenen Grundrechten ist in Art 104 LV und 
in Art 15 StGHG hingegen keine Rede.
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die der Gesetzgeber die Individualbeschwerde ebenfalls 
anerkannt hat ( Art 15 Abs 2 StGHG 29 ):

 ▷ EMRK;
 ▷ Internationaler Pakt über bürgerliche und politische 

Rechte;
 ▷ Internationales Übereinkommen zur Beseitigung je-

der Form von Rassendiskriminierung;
 ▷ Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 

Diskriminierung der Frau;
 ▷ Übereinkommen gegen Folter und andere grau-

same, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe;

 ▷ Übereinkommen über die Rechte des Kindes.

Von praktischer Bedeutung sind insb die Grundrechte 
der EMRK, die für Liechtenstein seit 8. September 1982 30 
verbindlich sind und für die der Gesetzgeber ab der Nov 
LGBl 1982.57 zum StGHG 1925 die Möglichkeit der Indi-
vidualbeschwerde anerkannt hat. Der Konvention wird 
in Liechtenstein faktischer Verfassungsrang zuerkannt.31 
Auch die Verletzung der in der Konvention statuierten 
Rechte können mittels Individualbeschwerde an den 
StGH geltend gemacht werden ( Art 1 Abs 2; 15 Abs 2 Bst a 
StGHG ). Somit ergibt zumindest die systematische und 
historische Auslegung, dass der Prüfmassstab des StGH 
als » Hüter der Grundrechte « in Relation zu den Fachge-
richten klar umrissen und iS einer Vertretbarkeitskon-
trolle von behaupteten Grundrechtsverletzungen  be-
grenzt ist. Prüfmassstab sind dabei ausschliesslich die 
in der LV und in Art 15 Abs 2 StGHG verwiesenen Rechte.

Die insoweit historisch und systematisch ermit-
telbare Aufgabenteilung zwischen Fachgerichten und 
StGH wird durch verschiedene Umstände relativiert. Ei-
nerseits schränkt das StGHG selbst zweifach ein. Das 
Gesetz statuiert kein Neuerungsverbot, was für den Be-
reich der Grundrechtsgerichtsbarkeit an sich unüblich 
ist 32 und dem Sinn und Zweck einer verfassungsgericht-
lichen Vertretbarkeitskontrolle zuwiderläuft ( auch aus 
dem gem Art 38 StGHG im Individualbeschwerdever-

29 Neben der Individualbeschwerde gem Art 15 Abs 1 StGHG, die sich 
gegen letztinstanzliche und enderledigende Entscheidungen /  
Verfügungen der öffentlichen Gewalt richtet, besteht als zweite 
Variante auch die Individualbeschwerde gegen eine Verletzung 
verfassungsmässig gewährleisteter Rechte, die unmittelbar 
durch ein Gesetz, eine Verordnung oder einen Staatsvertrag 
erfolgt, ohne dass eine individuelle Entscheidung ergangen 
ist. Letzte Variante bleibt hier ausser Betracht.

30 LGBl 1982 / 60.1.
31 Vgl nur Bussjäger, Beschwerde 857 ( 860 ); Hoch, Kriterien der Ein-

schränkung von Grundrechten in der Praxis der Verfassungsge-
richtsbarkeit, EuGRZ 2006, 640 ( 641 ); Schiess Rütimann, EMRK 
43; StGH 1998 / 17, ErwG 6.1; StGH 2000 / 27, Erw 2; nach der Ver-
fassungsrevision zB StGH 2009 / 202, Erw 10.1.

32 In Beschwerdeverfahren vor dem VfGH gem Art 144 Abs 1 B-VG 
gilt hingegen ein Neuerungsverbot ( vgl § 482 ZPO iVm § 35 
VfGG; siehe dazu ua Binder / Trauner, Lehrbuch Öffentliches 
Recht 4 [ 2016 ] 1643 ).

fahren anzuwendenden LVG ergibt sich nichts Abwei-
chendes ).33 So kann der StGH gem Art 44 Abs 2 StGHG 
den relevanten Sachverhalt selbst ermitteln,34 was ihm 
grds auch im Individualbeschwerdeverfahren die unbe-
schränkte Kompetenz zur Tatsachenermittlung und da-
mit mittelbar die Möglichkeit einer uneingeschränkten 
Tatsachenkontrolle  über Fachgerichte gewährt.35 Das 
überschreitet aber den von der Verfassung vorgegebe-
nen Auftrag einer verfassungsgerichtlichen Evidenzkon-
trolle ( arg » Hüter der Grundrechte « ).

Andererseits hat der StGH seine Kompetenz zu ei-
genen Tatsachenfeststellungen in seiner Willkürrecht-
sprechung ausdrücklich betont ( dazu sogleich im 
Text ).36 Die Legitimation für eigene Sachverhaltsfest-
stellungen liege nach Auffassung des StGH darin, dass 
der Gerichtshof krasse Fehler in der fachgerichtlichen 
Sachverhaltsfeststellung als Verfassungsverstoss werte. 
Ist der StGH also der Auffassung, dass Feststellungen ei-
nes Fachgerichts willkürlich ( und damit unzureichend ) 
sind, erachtet er sich, anders als etwa der OGH, an den 
fachgerichtlich ermittelten Sachverhalt nicht mehr ge-
bunden. Der StGH kann darauf folgend eigene Beweise 
erheben und Tatsachenfeststellungen treffen. Damit be-
steht die latente Gefahr, dass sich der Gerichtshof von 
seiner eigentlichen Aufgabe der Vertretbarkeitskont-
rolle in Grundrechtsfragen entfernt und die  Position 
einer  » vierten  Tatsacheninstanz « 37  einnimmt. Jedoch 

33 Sinn und Zweck einer verfassungsgerichtlichen Vertretbarkeits-
kontrolle, wie sie in Art 15 StGHG grundgelegt ist, besteht da-
rin, das Ergebnis der fachgerichtlichen Rechtsanwendung auf 
seine Verfassungskonformität hin zu überprüfen, nicht aber 
selbst zusätzliche Tatsachenfeststellungen zu treffen.

34 Sog » Untersuchungsgrundsatz « ( vgl Wille, Normenkontrolle 
122 ). Die Parteien des Individualbeschwerdeverfahrens sind 
nach der Rsp des StGH angehalten, keine Tatsachen ( mehr ) 
zu behaupten, die keinen Bezug zum Individualbeschwerde-
verfahren haben ( StGH 2000 / 8, Erw 3.1; StGH 2003 / 85, Erw 2 ).

35 Dabei wird nicht übersehen, dass Rsp und Lehre davon ausge-
hen, dass der StGH seine Kompetenz zur Sachverhaltsermitt-
lung im Individualbeschwerdeverfahren stark einschränke und 
sich der StGH an sich nicht als » weitere Tatsacheninstanz « an-
sehe ( so etwa Vogt, Willkürverbot und Gleichheitssatz 448 ), 
weil er ein über die ( letztinstanzliche ) Tatsachenbasis hinaus-
gehendes Vorbringen nicht beachte ( zB StGH 2014 / 46, Erw 4.2 ). 
Der Gerichtshof betone nämlich regelmässig, so Vogt aaO, dass 
die Tatsachenfeststellung Aufgabe der Fachgerichte sei und 
der StGH nur darüber entscheide, ob die Vorinstanz auf der 
Grundlage des für sie ersichtlichen Sachverhalts eine verfas-
sungskonforme Entscheidung getroffen habe. In der nachfol-
gend darzustellenden Judikatur findet diese Auffassung keine 
hundertprozentige Deckung.

36 StGH 1995 / 28. Darin führt der Gerichtshof ua aus, dass er eine 
Verfassungsbeschwerde nicht ohne Begründung zurückweisen 
dürfe, was zwangsläufig dazu führe, dass er fachgerichtliche 
Entscheidungen inhaltlich überprüfen müsse.

37 Indem der StGH die Kontrolldichte ( Reichweite ) der verfassungs-
rechtlichen Kontrolle auf das Willkürverbot ausweitet, kann der 
StGH in die Auslegung und Anwendung des unterverfassungs-
rechtlichen einfachen Rechts durch die Fachgerichte eingreifen. 
In diesen Fällen qualifiziert Wille den StGH als zusätzliche, volle 
Prüfungsinstanz ( Wille, Verfassungsprozessrecht 53 ).
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erscheint fraglich, ob ihm der Verfassungsgesetzgeber 
diese Rolle wirklich zugedacht hat.38

II.� �Willkürverbot�als�
Auffanggrundrecht

Schwieriger wird die Abgrenzung zwischen Fachgerich-
ten und StGH auch deswegen, weil der StGH eine Indivi-
dualbeschwerde nicht nur auf die Einhaltung der in der 
Verfassung oder der in internationalen Verträgen aus-
drücklich positivierten ( Grund ) rechte prüft. Über den 
Text der Verfassung hinaus vertritt der StGH die Auffas-
sung, dass die liechtensteinische Verfassung auch un-
geschriebene Grundrechte enthalte, die dem Einzelnen, 
abseits der EMRK bzw der Art 27 bis ff LV, subjektive ver-
fassungsmässige Rechte vermitteln würden. Besonders 
relevant sind das  Willkürverbot und der umfassende 
Anspruch auf rechtliches Gehör.39

In seinem Grundsatzurteil StGH 1998 / 45 vom 22. Fe-
bruar 1999 bekräftigte der Gerichtshof die Bedeutung 
des staatlichen Willkürverbots, das über den allgemei-
nen Gleichheitssatz hinausgehe. In dieser richtungswei-
senden Entscheidung hatte der StGH eine Stichtagsre-
gelung zu beurteilen, die über die Anwendung des UWG 
alt oder neu im Einzelfall entschied. Die Beschwerdefüh-
rer behaupteten, dass der OGH bei seiner Rechtsanwen-
dung aufgrund grober und qualifizierter Rechtsverlet-
zung und wegen unterlassener Sachverhaltsermittlung 
gegen das Willkürverbot verstossen habe. Der StGH 
stellte fest, dass es relevante Unterschiede zwischen 
Gleichheitssatz und Willkürverbot gebe und das Will-
kürverbot als ungeschriebenes Grundrecht zu klassi-
fizieren sei. Denn einerseits gehöre das Willkürverbot 
unzweifelhaft zum unverzichtbaren Grundbestand des 
Rechtsstaates; andererseits decke es bei aller Überlage-
rung durch den Schutzbereich des Gleichheitsgrundsat-
zes gem Art 31 Abs 1 LV doch einen originären Schutz-
bereich ab. Dem Willkürverbot komme die Funktion 
eines Auffanggrundrechts zu. Es soll gewissermassen 
» als letzte Verteidigungslinie des Rechts gegenüber derart 
offensichtlichem Unrecht dienen, dass in einem modernen 
Rechtsstaat nicht zu tolerieren ist. « 40

Bis zu dieser Entscheidung hatte der Gerichtshof ein-
zelne Rechtsschutzgewährleistungen ( wie etwa das Ver-
bot der Rechtsverzögerung ) unmittelbar aus dem allge-
meinen Gleichheitssatz gem Art 31 Abs 1 LV abgeleitet.41 
Mit seinem Urteil StGH 1999 / 45 initiierte der Gerichts-

38 Darauf hinweisend Vogt, Willkürverbot und Gleichheitsgrund-
satz 449 f; Bußjäger, Verfassungsbeschwerde 872.

39 Villiger, Quellen der Grundrechte in Kley / Vallender, Grundrechts- 
praxis in Liechtenstein ( 2012 ) 33 ( 35 ).

40 Siehe auch StGH 1995 / 28.
41 StGH 1998 / 45, Erw 4.3.

hof eine Judikaturwende und räumte dem Willkürver-
bot den Status eines ungeschriebenen Grundrechts ein, 
das vom allgemeinen Gleichheitssatz zu unterschei-
den sei.42 Im Wesentlichen begründete der Gerichts-
hof seine Auffassung damit, dass die bis dahin aus 
Art 31 Abs 1 LV abgeleiteten Elemente des Willkürverbo-
tes nicht unmittelbar dem Gleichheitssatz immanent  
seien.

Nach Auffassung des Gerichtshofes komme dem 
Willkürverbot die Funktion eines » Auffanggrundrech-
tes « 43 zu, das eine eigenständige Bedeutung habe, wenn 
der zu beurteilende Sachverhalt nicht den Anwendungs-
bereich eines spezifischen ( positivierten ) Grundrechts 
berühre. Staatliche Akte sollen im öffentlichen Inter-
esse dennoch einer umfassenden Überprüfung durch 
den StGH zugeführt werden können. Entsprechend er-
übrige sich eine zusätzliche Willkürprüfung, wenn eine 
differenzierte Prüfung eines Aktes im Lichte eines spe-
zifischen Grundrechtes möglich sei.44 Damit wollte der 
Gerichtshof offensichtlich noch stärker die Notwendig-
keit einer umfassenden gerichtlichen Vertretbarkeits-
kontrolle, losgelöst vom allgemeinen Gleichheitssatz, 
betonen.

III.� �Erste�Zweifel�…

Betrachtet man den Verfassungstext, bleibt der Leser 
ratlos zurück. Von einem » allgemeinen Willkürver-
bot « ist in den Art 27 bis ff LV tatsächlich nicht die Rede. 
Zudem ist die Änderung der Verfassung ausdrücklich 
von einem qualifizierten Landtagsbeschluss abhängig 
( Art 112 Abs 2 LV ); eine Ausweitung des Grundrechts-
katalogs der LV durch Richterspruch des StGH ist nach 
den Vorgaben der LV nicht zulässig.

Ruft man sich die klar dokumentierte historische 
und systematische Entwicklung des vierten und des ach-
ten Hauptstücks der LV und die verfassungsgesetzlich 
vorgegebene Aufgabe des StGH – Durchführung einer 
Vertretbarkeitskontrolle – in Erinnerung, ist die Frage 
zu stellen, ob die  » Kreation «  eines  ungeschriebenen  

42 Vgl Vogt, Willkürverbot in Kley / Vallender ( Hrsg ), Grundrecht-
spraxis in Liechtenstein ( 2012 ) 304 ( 306 ).

43 In seiner rezenten Rsp hält der StGH fest: » Soweit der Beschwer-
deführer unter dieser Grundrechtsrüge das Vorbringen im Rahmen 
der schon behandelten Grundrechtsrügen lediglich wiederholt bzw. 
variiert, ist hierauf aufgrund des subsidiären Charakters des Will-
kürverbots nicht weiter einzugehen. « Vgl statt vieler StGH 2018 / 101 
LES 2019, 85; StGH 2019 / 85, Erw 3.1; StGH 2018 / 91, Erw 4.1; StGH 
2018 / 64, Erw 3.3; ahnlich schon StGH 1997 / 12, Erw 2; StGH 
2006 / 84, Erw 5; StGH 2009 / 46, Erw 5; StGH 2011 / 129, Erw 5.

44 Siehe zB StGH 1997 / 12, Erw 2; StGH 1997 / 36, Erw 2. Deshalb ist 
im Einzelfall zunächst zu prüfen, ob eines der im Rahmen ei-
ner Beschwerde geltend gemachten spezifischen Grundrechte 
betroffen ist, bevor allenfalls auf die Willkürrüge einzugehen 
ist ( so etwa StGH 2003 / 49, Erw 2.1 ).
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Grundrechts » Willkürverbot «  an sich zulässig und er-
forderlich war.45

Ungeachtet dessen ist anschliessend zu überprüfen, 
ob es der Entwicklung eines ungeschriebenen Grund-
rechts überhaupt bedurfte. Die Hinterfragung des An-
satzes des StGH ist auch deswegen geboten, weil das 
nationale Schrifttum der Auffassung des StGH bislang 
uneingeschränkt gefolgt ist.

Analysiert man zudem die Rechtsentwicklung und 
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung in Öster-
reich ( als dem hier relevanten Rezeptionsland ), zeigt 
sich, dass der Schluss des StGH nicht zwingend ist. Die 
österreichische Rechtspraxis und Lehre hat das Will-
kürverbot seit jeher unmittelbar aus dem allgemeinen 
Gleichheitssatz ( Art 2 StGG 1867, Art 7 Abs 1 ö B-VG ) ab-
geleitet.46

Daher wird nach einer Analyse der relevanten Recht-
sprechung des StGH ( seit 1999 ) die Begründung des 
StGH für die Entwicklung eines ungeschriebenen Will-
kürverbots näher erörtert, bevor final geklärt wird, ob 
ggfalls eine abweichende Auffassung geboten ist.

IV.� �Die�einschlägige�Rechtsprechung�
des�StGH�zum�Willkürverbot

A.� �Wesentliche�Eckpfeiler�der�Judikatur�des�StGH

Der StGH lässt in seiner Rsp erkennen, dass ein Vers-
toss gegen das ungeschriebene Willkürverbot vorliegt, 
wenn eine Behörde oder ein Gericht durch Anwendung 
und Auslegung eines Gesetzes oder einer Verordnung 
eine Person krass ungerecht behandeln. Dies bedeutet, 
ein Verstoss gegen das Willkürverbot liegt vor, wenn ein 
Recht, das dem Einzelnen durch die Verfassung oder 
Internationale Verträge eingeräumt ist, qualifiziert ver-
letzt wurde.47

Willkür liegt allerdings nicht schon dann vor, wenn 
der StGH eine unterinstanzliche Entscheidung als » un-
richtig « qualifiziert. Die Verfassungsmässigkeit der Ent-
scheidung ist gewahrt, wenn sich die Entscheidung auf 
vertretbare Gründe stützt. » Wenn allerdings eine Entschei-
dung sachlich nicht zu begründen, nicht vertretbar bzw. 
stossend ist, liegt Willkür vor «.48

45 Vgl im Kontext etwa StGH 2004 / 5 ( nicht veröffentlicht ): » Dabei 
ist es für das Verfassungsgericht nicht relevant, ob eine Regelung 
besonders zweckmässig ist und ob allenfalls eine andere Regelung 
rechtspolitisch wünschbar wäre. Die Entscheidung hierüber ist Sa-
che des Gesetzgebers, und der Staatsgerichtshof hat sich nicht an 
dessen Stelle zu setzen. « ( Hervorhebung d Verf ).

46 Dazu statt aller Pöschl, Gleichheit vor dem Gesetz ( 2008 ) 741 ff; 
Berka, Verfassungsrecht 7 Rz 1696 ff; für Deutschland etwa von 
Lindeiner, Willkür im Rechtsstaat ? ( 2001 ) 19 ff.

47 Näher dazu Vogt, Willkürverbot und Gleichheitsgrundsatz pas-
sim.

48 StGH 2018 / 039, Erw 6.3.2.

Vogt hat in seiner Studie zum Willkürverbot anhand 
der Rsp des StGH verschiedene Fallgruppen von Willkür 
systematisiert, die im Anschluss erörtert werden.49

i ) Fehler bei Lösung der Tatfrage

Dieser liegt vor, wenn das Gericht unzureichende Sach-
verhaltsdarstellungen getroffen hat, Sachverhaltsdar-
stellungen ohne Deckung durch Beweisaufnahmen 
vorgenommen wurden, ferner, wenn das Gericht den 
Akteninhalt krass unrichtig übernommen oder eine of-
fensichtlich unhaltbare Beweiswürdigung vorgenom-
men hat. Letzteres liegt vor, wenn das Gericht nach kor-
rekter Beweisaufnahme deren Ergebnisse krass falsch 
gewichtet. Diese Fehler verstossen gegen das Willkür-
verbot, wenn sie entscheidungswesentlich, dh mass-
gebenden Einfluss auf das Urteil des entscheidenden 
Fachgerichtes hatten.

Da das StGHG für Individualbeschwerdeverfahren 
kein Neuerungsverbot statuiert 50 – was dem Sinn und 
Zweck einer verfassungsgerichtlichen Vertretbarkeits-
kontrolle, wie sie durch Art 104 LV und Art 15 StGHG an 
sich statuiert wird, widerspricht –, kann der StGH zur 
Beurteilung der Frage, ob ein Gericht eine korrekte Tat-
sachenfeststellung vorgenommen hat, auch ergänzende 
Sachverhaltsfeststellungen treffen und weitere Beweise 
aufnehmen.

ii ) Fehler bei Lösung der Rechtsfrage

Dieser Fehler liegt vor, wenn das Gericht eine Norm 
angewendet hat, die es eigentlich nicht anzuwendend 
hatte, oder eine Norm, die es hätte anwenden sollen, 
nicht angewendet hat. Dem gleichzuhalten ist, wenn 
das Gericht eine anzuwendende Norm qualifiziert un-
richtig ausgelegt hat oder ihm krasse Ermessensfehler 
vorzuwerfen sind. Letzteres liegt vor, wenn das Gericht 
dem vom Gesetz eingeräumten Ermessensrahmen über-
schreitet oder das Ermessen in missbräuchlicher Weise 
ausübt.

iii ) Fehler in der Entscheidungsbegründung

Davon zu trennen sind Fehler in der Entscheidungsbe-
gründung. Die Entscheidungsbegründung muss nach 
Auffassung des StGH inhaltlich richtig oder zumindest 
vertretbar sein, weswegen krasse Fehler bei der Ent-
scheidungsbegründung, so auch eine abwegige rechtli-
che Begründung, einen Verstoss gegen das Willkürver-
bot darstellen.

49 Vogt, Willkürverbot 321 ff.
50 Siehe etwa Wille, Verfassungsprozessrecht 656. Auch aus dem 

LVG, das gem Art 38 Abs 1 StGHG grds auch im Individualbe-
schwerdeverfahren anzuwenden ist ( soweit das StGHG selbst 
keine speziellen Regelungen über das Beschwerdeverfahren 
enthält ), ergibt sich nichts Abweichendes ( vgl Art 99 LVG ).
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iv ) Verletzung tragender Rechtsgrundsätze

Eine eigenständige Kategorie stellen in der Rechtspre-
chung die Verletzung » tragender Rechtsgrundsätze « dar. 
Was exakt darunter fällt, ist unklar. Der StGH spricht 
von » unselbständigen Verfassungsprinzipien « und be-
handelt sie nur, soweit sie im Zusammenhang mit dem 
Willkürverbot gerügt werden. Als Verstoss gegen das 
Willkürverbot wertet das StGH etwa krasse Verstösse ge-
gen den Unmittelbarkeitsrundsatz, den Grundsatz » in 
dubio pro reo «, das Legalitätsprinzip, den Verhältnis-
mässigkeitsgrundsatz und den Grundsatz der formel-
len und materiellen Rechtskraft von Entscheidungen.

B.� �Ausgewählte�Entscheidungen�zum�Willkürverbot

i)  Am Beginn stand  StGH  1995 / 28.  Darin führte der 
Gerichtshof aus: » Es ist nicht die Aufgabe des StGH, als 
vierte Sach- oder Rechtsinstanz in Zivilsachen zu fungieren. 
Im Gegensatz zum österreichischen Verfassungsgerichtshof 
hat der StGH aber doch gemäss Art 23 StGHG die Aufgabe, 
sämtliche mit Verfassungsbeschwerde angefochtenen En-
dentscheidungen  –  also nicht nur Entscheidungen der Ver-
waltungsbeschwerdeinstanz, sondern auch diejenigen des 
OGH  –  auf ihre Verfassungsmässigkeit zu überprüfen und 
allenfalls zu kassieren.

Zu den vom StGH zu prüfenden Grundrechtsverletzun-
gen gehören auch Verstösse gegen das in Art 31 LV verankerte 
Willkürverbot. Auch wenn kein spezifisches Grundrecht be-
troffen ist, hat der StGH auf entsprechenden Antrag zu prü-
fen, ob eine Verletzung des Willkürverbots vorliegt. Willkür 
liegt aber nicht schon dann vor, wenn der StGH eine Ent-
scheidung als unrichtig qualifiziert. Die Verfassungsmässig-
keit ist vielmehr gewahrt, wenn sich die Entscheidung auf 
vertretbare Gründe stützt. Wenn allerdings eine sachliche 
Begründung fehlt, wenn die Entscheidung nicht vertretbar 
und somit stossend ist, liegt Willkür vor. Das Willkürver-
bot hat demnach die Funktion eines Auffanggrundrechtes: 
Es soll gewissermassen als letzte Verteidigungslinie des 
Rechts gegenüber derart offensichtlichem Unrecht dienen, 
dass es in einem modernen Rechtsstaat nicht zu tolerieren 
ist. Wann die Grenze zwischen einer in einem Rechtsstaat 
gerade noch vertretbaren und einer qualifiziert falschen 
Entscheidung überschritten ist, ist vom StGH im Einzelfall 
abzuwägen und nachvollziehbar zu begründen – letzteres 
jedenfalls solange, als der Gesetzgeber dem StGH nicht die 
Möglichkeit einräumt, offensichtlich unbegründeten Ver-
fassungsbeschwerden ohne nähere Begründung keine Folge 
zu geben. Nach der geltenden gesetzlichen Regelung hat der 
StGH indessen bei jeder Willkürbeschwerde die vorgebrach-
ten Argumente des Beschwerdeführers grundsätzlich nicht 
anders als eine vierte Rechts- oder allenfalls sogar Sachins-
tanz genau zu prüfen – auch wenn die vom StGH aus dieser 
Analvse zu ziehenden rechtlichen Folgerungen grundsätzlich  

andere sind als bei einer ordentlichen Gerichtsinstanz. 
Eine von vornherein eingeschränkte Prüfung von Willkür-
beschwerden würde dagegen eine Rechtsverweigerung dar-
stellen. «

Was sich an dieser grundlegenden Entscheidung 
zeigt, ist, dass der Gerichtshof schon vor 25 Jahren zu-
treffend argumentierte, dass er nach der lex lata dazu 
verpflichtet ist, jeder Verfassungsbeschwerde ( nunmehr 
Individualbeschwerde ) nachzugehen und daher eine 
höchstgerichtliche Entscheidung des OGH zu erörtern 
habe  51. 52 Von der Pflicht zu einer detaillierten Überprü-
fung einer fachgerichtlichen Entscheidung kann dem 
StGHG aber nichts entnommen werden.

ii )  Danach folgte StGH 1998 / 44, in welcher der StGH 
seine in StGH 1995 / 28 eingenommene Position bestä-
tigte. In Erw 4 seines Urteils führte das Höchstgericht 
aus: » Der StGH hat in der erwähnten StGH-E 1995 / 28 in 
diesem Zusammenhang auch ausgeführt, dass er bei jeder 
Willkürbeschwerde die vorgebrachten Argumente des Bf 
grundsätzlich nicht anders als eine vierte Rechts- oder al-
lenfalls sogar Sachinstanz genau zu prüfen hat  –  auch wenn 
die vom StGH aus dieser Analyse zu ziehenden rechtlichen 
Folgerungen grundsätzlich andere als bei einer ordentlichen 
Gerichtsinstanz sind. «

iii )  Im Anschluss veröffentlichte der StGH seine nach-
folgend separat zu würdigende Grundsatzentscheidung 
StGH 1999 / 45. Davon ausgehend entwickelte der Ge-
richtshof im Bereich des Willkürverbots zwei verschie-
dene Judikaturlinien, in denen er einmal die Stellung 
als » vierte Gerichtsinstanz « ausdrücklich ablehnte und 
sich damit seiner Stellung als Verfassungsgericht be-
sann, dem ein eingeschränkter Prüfauftrag in Grund-
rechtsfragen ( Vertretbarkeitskontrolle ) zukommt. Die 
zweite Judikaturlinie umfasst ausgewählte Entschei-
dungen, in denen der Gerichtshof hingegen als » vierte 
Gerichtsinstanz « agierte und sich von dem ihm eigent-
lich gesetzlich übertragenen Auftrag als Verfassungsge-
richt, das eine eingeschränkte Vertretbarkeitskontrolle 
aus der Perspektive des Grundrechtsschutzes wahrneh-
men soll ( Art 15 StGHG; Art 104 Abs 1 LV ), entfernte.

1.� �Erste�Judikaturlinie:�Ablehnung�der�Rolle�der�
»�vierten�Gerichtsinstanz «

i )  In StGH 2010 / 29 führte der StGH zB aus ( Erw 3 ): » Be-
vor auf die einzelnen Rügen eingetreten wird, soll zunächst 

51 StGH 1995 / 28 Erw 2.3.
52 Anders als der ö VfGH kann der StGH die Behandlung von In-

dividualbeschwerden, die keine hinreichende Aussicht auf Er-
folg haben, nicht a limine ablehnen ( vgl für Ö § 84 Abs 1 VfGG 
iVm Art 144 Abs 2 B-VG ). Vgl dazu zB Mayer / Kucsko-Stadlmayer /  
Stöger, Bundesverfassungsrecht 11 ( 2015 ) Rz 1216.
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auf die Frage des Umfangs der Prüfungsbefugnis des Staats-
gerichtshofes und auf das Anfechtungsobjekt eingegangen 
werden. Was zunächst die Kognition des Staatsgerichtsho-
fes angeht, ist zu beachten, dass der Verwaltungsgerichtshof 
auf dem Gebiet des Steuerrechts das letztinstanzliche inner-
staatliche Fachgericht darstellt. Der Staatsgerichtshof setzt, 
soweit es um die Anwendung der Steuergesetzgebung durch 
den Verwaltungsgerichtshof geht und hier Auslegungsspiel-
räume bestehen, nicht seine Wertungen an die Stelle des 
letztinstanzlichen innerstaatlichen Fachgerichts. Das be-
deutet beispielsweise hinsichtlich der im vorliegenden Fall 
materiell entscheidenden Frage, ob es sich bei der Inan-
spruchnahme der Flugleistungen durch den wirtschaftlich 
Berechtigten, A, wie der Verwaltungsgerichtshof schliesst, 
um ›Nichtumsätze ‹ nach Mehrwertsteuerrecht oder um ech-
ten Leistungsaustausch handelt, dass der Staatsgerichtshof 
nicht eingreift, wenn die Auffassung des Fachgerichts durch 
rechtlich gewichtige sachliche Gründe nahegelegt wird. «

ii )  In StGH 2010 / 57 führte der StGH aus: » Bevor auf die 
einzelnen Rügen eingegangen wird, ist darauf hinzuweisen, 
dass der Staatsgerichtshof keine vierte Instanz ist ( StGH 
2008 / 82, Erw. 2 ). Der Verwaltungsgerichtshof ist in Fragen 
des Bau- und Umweltrechts das höchste Fachgericht. [ … ] 
Was die Kognition des Staatsgerichtshofes betrifft, ist da-
rauf hinzuweisen, dass dieser die Auslegung des einfachen 
Gesetzesrechtes durch das höchste Fachgericht nur unter 
dem groben Willkürraster überprüft. Der Staatsgerichts-
hof setzt also, soweit es um die Anwendung des Bau- und 
Planungsrechts durch den Verwaltungsgerichtshof geht und 
hier Auslegungsspielräume bestehen, seine Wertungen nicht 
an die Stelle des letztinstanzlichen Fachgerichts ( vgl. zu die-
ser Praxis StGH 2010 / 29 ). « 53

iii )  In StGH 2010 / 108 setzte sich der Beschwerdegeg-
ner mit dem Argument zur Wehr, dass der StGH keine 
vierte Instanz und seine Kognitionsbefugnis auf Grund-
rechtsfragen beschränkt sei. Er könne Sach- und Rechts-
fragen, wie sie sich den ordentlichen Gerichten stellten, 
nicht noch einmal prüfen, sondern habe die Resultate 
dieser Prüfung der Gerichte auf ihre Verfassungsmäs-
sigkeit hin zu untersuchen ( Verweis auf StGH 2003 / 89, 
Erw 3; StGH 1999 / 12, Erw 2 ).

53 In Erwägung 5.1. referiert der StGH ausführlich die Begrün-
dung des VGH und kommt zum Schluss, dass die Entscheidung 
des VGH nicht willkürlich erfolgt sei. In Erw 6 begründet der 
StGH weiter, dass die Entscheidung willkürfrei sei, weil sich 
der VGH ( und davor schon die VBK ) mit näher genannten Ge-
setzesstellen zur umweltrechtlichen Bewilligung auseinander-
gesetzt hätte und seine Entscheidung darauf fussend sachlich 
vertretbar begründet hätte. Der StGH begründet die Willkürf-
reiheit der angefochtenen Entscheidung des VGH im Ergebnis 
damit, dass der VGH die » richtigen « Gesetzesstellen angewen-
det und sachlich richtig entschieden hat.

Dieser Auffassung hält der StGH in der zit Entschei-
dung nichts entgegen. Nach der oberflächlichen Prü-
fung des durch die OGH aufgenommenen Sachverhalts 
und dessen Begründung stellt der StGH kurz und bün-
dig, ohne weitere Erläuterung, fest, dass die rechtliche 
Beurteilung des OGH nicht willkürlich erfolgt sei. In 
seiner Begründung beschränkt sich der StGH auf eine 
oberflächliche Prüfung der angefochtenen Entschei-
dung, bspw vergleicht er nicht verschiedene Literatur- 
oder Gesetzesstellen, legt nicht selbst Normen aus und 
setzt sich auch sonst nicht mit der Subsumtion des OGH 
näher auseinander.

iv )  In StGH 2011 / 8 ist zu lesen: » Ebenso hält der Staats-
gerichtshof in ständiger Rechtsprechung fest, dass das In-
dividualbeschwerdeverfahren keine zusätzliche Sach- und 
Rechtsinstanz eröffnet. Der Staatsgerichtshof ist keine 
vierte Instanz. Seine Kognition ist auf die Grundrechtsfra-
gen beschränkt. Er hat die Sach- und Rechtsfragen, wie sie 
sich den ordentlichen Gerichten stellten, nicht noch einmal 
zu prüfen, sondern hat die Resultate dieser Prüfung der Ge-
richte auf ihre Verfassungsmässigkeit hin zu untersuchen 
( siehe u.a. StGH 2003 / 89, Erw 3; StGH 1999 / 12, Erw. 2 ). «

In der Entscheidung hatte sich der StGH, anders als 
in StGH 2010 / 108, intensiv mit der rechtlichen Begrün-
dung des OGH und anderen rechtlichen Aspekten aus-
einandergesetzt, um dann die Entscheidung des OGH 
zu bestätigen.

v )  In StGH 2011 / 14, Erw 3 wird festgehalten: » Bevor auf 
die einzelnen Rügen eingegangen wird, soweit sie sich über-
haupt konkretisieren lassen, ist darauf hinzuweisen, dass 
der Staatsgerichtshof keine vierte Instanz ist ( …; StGH 
2008 / 82, Erw. 2 ). ( … )

Die Beschwerdegegner weisen in ihren Gegenäusserun-
gen zu Recht auch darauf hin, dass mit der vorliegenden Be-
schwerde der Staatsgerichtshof als eine solche vierte Instanz 
angerufen werden soll. Würde der Staatsgerichtshof diesem 
Begehren nachkommen, würde er seine Funktion, als › Hüter 
der Verfassung ‹ bzw. › Hüter der Grundrechte ‹ zu sein ( … ), in 
Frage stellen. Der Staatsgerichtshof setzt sich daher ledig-
lich insoweit mit den Beschwerdeausführungen auseinander, 
als das Vorbringen für die Prüfung der behaupteten Grund-
rechtsverletzungen, insbesondere des Willkürverbots, rele-
vant ist. ( … ) Diesen rechtlichen Erwägungen des Obersten 
Gerichtshofs hält der Beschwerdeführer in seinen weit aus-
holenden Ausführungen keine rechtlichen Argumente ent-
gegen. Auch der Staatsgerichtshof sieht keinen Anlass, eine 
andere Position einzunehmen. «

vi )  StGH  2013 / 174  Erw 3.6. führt kurz und prägnant 
aus: » Des Weiteren ist vorliegend generell zu berücksichti-
gen, dass der Staatsgerichtshof grundsätzlich keine vierte 
Instanz, d. h. weder eine Oberrevisions- noch Obertatsachen- 
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instanz ist. Der Staatsgerichtshof überprüft daher im Rah-
men der Willkürrüge die Auslegung und Anwendung des 
Gesetzesrechts nur im Hinblick darauf ob der Oberste Ge-
richtshof das Gesetz unsachlich oder grob verfehlt angewen-
det hat ( … ). « Eine detaillierte Auseinandersetzung mit 
der angefochtenen Entscheidung des OGH findet nicht 
statt. Der StGH begnügt sich mit dem knappen Hinweis, 
dass der OGH sachlich nachvollziehbar und schlüssig 
bzw vertretbar sowie ausführlich begründet entschie-
den habe.

vii )  StGH  2014 / 3  hält fest: » Wie der Staatsgerichtshof 
in ständiger Rechtsprechung immer wieder festhält, eröff-
net das Individualbeschwerdeverfahren keine zusätzliche 
Sach- und Rechtsinstanz. Der Staatsgerichtshof ist keine 
vierte Instanz. Seine Kognition ist auf Grundrechtsfragen 
beschränkt. Er hat die Sach- und Rechtsfragen, wie sie sich 
den ordentlichen Gerichten stellten, nicht noch einmal zu 
prüfen, sondern hat die Resultate dieser Prüfung der Ge-
richte auf [ i ]hre Verfassungsmässigkeit hin zu untersuchen 
( StGH 2011 / 8, Erw 2.4.). « 54

viii )  StGH  2018 / 121,  Erw  8.4.  führt aus: » Richtig hin-
gegen ist, dass der Oberste Gerichtshof in der Anwendung 
der Mehrwertsteuergesetzgebung fälschlicherweise der Be-
schwerdegegnerin als im Mehrwertsteuerausland wohnhaft 
eine inländische Mehrwertsteuer in Höhe von 7,7 % bzw. 
von CHF 185.95 zugesprochen hat. Hier liegt eine falsche 
Anwendung des MWSTG vor, da nach Art. 18 Abs. 1 MWSTG 
nur die im Inland erbrachte Leistung der Mehrwertsteuer 
unterliegt und die betreffende Leistung jedoch als ins › Aus-
land erbracht‹ anzusehen ist. Willkür gilt als qualifizierte 
Rechtswidrigkeit. Die falsche Rechtsanwendung muss zu 
einem stossenden Ergebnis führen bzw. eine krasse Unge-
rechtigkeit zu Folge haben ( … ). Damit Willkür angenommen 
werden kann, muss eine qualifizierte Rechtsverletzung vor-
liegen. Der dem Obersten Gerichtshof unterlaufene Fehler 
stellt eine solche Rechtsverletzung dar, weshalb der Indivi-
dualbeschwerde in diesem Punkt ( Kostenspruch ) spruchge-
mäss Folge zu geben ist und zur Aufhebung des Kostenspru-
ches führt. «

viii )  Zwischenresümee:  Die angesprochenen Leitli-
nien finden sich in den folgenden Jahren wiederholt 
( leicht modifiziert ) in der Rsp des StGH. Eine einheit-
liche Prüf- und Entscheidungspraxis kann der Will-
kürrechtsprechung des StGH in den Jahren 2010–2020 
jedoch nicht entnommen werden. Einmal werden Ent-
scheidungen der Fachgerichte detailliert geprüft, ein-
mal wiederum nur kursorisch analysiert. Auffällig ist 
jedoch, dass der StGH seine Rolle als Verfassungsge-
richt ( » Hüter der Grundrechte « ) und seine Aufgabe der 

54 Gleichlautend StGH 2014 / 45 mH auf StGH 2011 / 8, Erw 2.4.

grundrechtlich geprägten Vertretbarkeitskontrolle in ei-
ner Vielzahl von Entscheidungen betont.55

2.� �Der�StGH�als�»�vierte�Gerichtsinstanz�«�?

Demgegenüber finden sich innerhalb der » zweiten 
Rechtsprechungslinie « vereinzelt Entscheidungen, wo 
der Gerichtshof im Rahmen seiner Willkürrechtspre-
chung scheinbar die Position als » vierte Gerichtsinstanz « 
einnimmt. Darin beurteilt der StGH fachgerichtliche 
Entscheidungen nicht nur auf ihre verfassungsrechtli-
che Vertretbarkeit, sondern setzt seine eigene Auffas-
sung und Beurteilung an die Stelle der Meinung oder 
neben die Auffassung der Fachgerichte.

i )  Exemplarisch zeigt sich dies in der Entscheidung 
StGH 1998 / 44. In einem arbeitsrechtlichen Prozess hatte 
ein künstlerischer Geschäftsführer die Zahlung von fünf 
ausstehenden Gehältern verlangt. Das Landgericht 
hatte dem Kläger zunächst 3 / 5 seiner Forderung zuge-
sichert. Beide Parteien erhoben Berufung. Das Oberge-
richt gab der Berufung des Klägers Folge und entschied, 
dass die volle Höhe des geforderten Betrages zuzüglich 
Verfahrenskosten durch den Beklagten zu zahlen sei. 
Der Beklagte erhob schliesslich Revision an den OGH, 
welcher dieser teilweise Folge gab und bestimmte, dass 
die Entscheidung der ersten Instanz vollumfänglich 
wiederhergestellt werden sollte. Der Kläger erhob da-
raufhin Verfassungsbeschwerde wegen Verletzung der 
Rechte auf ordentlichen Richter, Beschwerdeführung, 
rechtliches Gehör, Verletzung des Willkürverbots etc. 
Der StGH gab der Beschwerde Folge und verwies die Be-
schwerdesache unter Bindung an seine Rechtsansicht 
an den OGH zurück, da dieser das Recht auf minimale 
Begründung gem Art 43 LV und das Willkürverbot ver-
letzt habe.

In der Sache hatte der StGH bemängelt, dass der 
OGH von den klaren Feststellungen des OG abgewichen 
sei und die oberstgerichtliche Auslegung eines internen 
Reglements als Hauptpunkt des Direktionsvertrages aus 
rechtlicher Sicht nicht haltbar sei. Es sei unhaltbar, dass 
der OGH gerade auf diese entscheidungswesentlichen 
Tatsachen mit keinem Wort eingegangen sei. Abschlies-
send erschien dem StGH noch der Hinweis angezeigt, 

55 StGH 2018 / 128, Erw 4.1; StGH 2018 / 121, Erw 8.4; StGH 2019 / 64, 
Erw 3.3. Ausdrücklich zB etwa StGH 2018 / 12, Erw 3.3: » Es ist für 
den Staatsgerichtshof auch nicht entscheidend, ob eine andere Aus-
legung, etwa wie sie das Erstgericht vorgenommen hat, ebenfalls 
vertretbar bzw. allenfalls sogar naheliegender wäre. Es kommt im 
Sinne des hier anzuwendenden groben Willkürrasters lediglich da-
rauf an, dass die belangte Behörde eine vertretbare Gesetzesaus-
legung vorgenommen hat. Wenn mehrere Auslegungsmöglichkeiten 
für ein Gesetz in Betracht kommen, haben die ordentlichen Gerichte 
im Instanzenzug – unter Beachtung der Grundrechte – über die An-
wendung und Auslegung strittiger Rechtsfragen zu entscheiden.«
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dass die Qualifizierung einer Gerichtsentscheidung 
durch den StGH als willkürlich noch nicht bedeute, dass 
er damit gewissermassen das Abgleiten des Rechtsstaa-
tes in einen Unrechtsstaat abgewendet hätte. Selbst in 
einem funktionierenden Rechtsstaat wie dem Liechten-
steins » gab es in der Vergangenheit und wird es auch in Zu-
kunft immer wieder Urteile geben  –  von fähigen Richtern, die 
durchaus gewissenhaft ihre in aller Regel auch qualitativ 
gute Arbeit leisten  – , die vom StGH als willkürlich angese-
hen werden. Im Gegensatz zu den Anfängen der Willkürrecht-
sprechung ist auch in Liechtenstein längst anerkannt, dass 
die Qualifizierung einer E als › willkürlich‹ keineswegs den 
Vorwurf beinhaltet, die entscheidende Behörde habe sich be-
wusst und gewissermassen › böswillig‹ über klares Recht hin-
weggesetzt [ … ] Folglich darf man annehmen, dass all jene 
Behörden, welche früher oder später mitansehen müssen, 
dass eine ihrer E als willkürlich qualifiziert wird, die Angele-
genheit mit philosophischer Gelassenheit zur Kenntnis neh-
men; und dass die von ihrer E Betroffenen darin nicht den 
schlüssigen Beweis dafür sehen, dass sie Tyrannen unter-
worfen seien, welche es umgehend zu stürzen gelte. «

Der StGH verwies diesbezüglich auf StGH 1995 / 28 
und führte aus, » dass er bei jeder Willkürbeschwerde die 
vorgebrachten Argumente des Bf grundsätzlich nicht anders 
als eine vierte Rechts- oder allenfalls sogar Sachinstanz ge-
nau zu prüfen hat  –  auch wenn die vom StGH aus dieser 
Analyse zu ziehenden rechtlichen Folgerungen grundsätzlich 
andere als bei einer ordentlichen Gerichtsinstanz sind. ( … )

Eine offensichtlich unhaltbare Beweiswürdigung oder 
krasse Aktenwidrigkeit hält vor dem Willkürverbot ebenso 
wenig stand wie die abwegige rechtliche Begründung einer 
Entscheidung. Einer Willkürprüfung zugänglich sind auch 
Verstösse gegen den Unmittelbarkeitsgrundsatz unter dem 
Blickwinkel krass unrichtiger, durch keinerlei Beweisauf-
nahme abgedeckter Sachverhaltsfeststellungen. «

ii )  Ausserdem sei auf StGH 2002 / 2 verwiesen. In einem 
Verfahren vor dem Landgericht hatte sich der Beschwer-
deführer geweigert, als Zeuge die Frage, ob der im Ver-
fahren Beklagte etwas mit einer bestimmten Stiftung 
zu tun gehabt hatte, zu beantworten. Daraufhin wurde 
gegen den Beschwerdeführer eine Geldstrafe verhängt, 
wogegen er Rekurs an das Obergericht erhob, welches 
diesem jedoch keine Folge gab. Dagegen brachte der 
Bf eine Verfassungsbeschwerde beim StGH ein. Dieser 
gab der Beschwerde Folge und stellte fest: Die Heran-
ziehung von Art 7 TrHG aF als Auslegungshilfe zu Art 11 
TrHG sowie daran anknüpfende Einschränkung des Gel-
tungsbereichs von Art 11 TrHG 56 sei fehl am Platz und 
würde gegen das Willkürverbot verstossen.

56 Art 7 TrHG 1992 stellte den Geltungsbereich einer Treuhänder-
bewilligung klar, während Art 11 TrHG die Verschwiegenheits-
pflicht des Treuhänders regelte.

iii )  StGH 2013 / 65 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
Die Beschwerdeführerin klagte ihre Gegnerin auf Zah-
lung eines Geldbetrags. Das Landgericht wies dieses 
Klagebegehren ab, da in der Stiftungsurkunde der Zweck 
der Stiftung ungenügend umschrieben sei. Dagegen er-
hob die Beschwerdeführerin Beschwerde, welcher das 
Obergericht Folge gab, weil die Frage des hinreichend 
umschriebenen Stiftungszwecks hätte erörtert werden 
müssen und auch die rechtliche Beurteilung falsch sei. 
Der OGH gab dem anschliessenden Revisionsrekurs 
der Beschwerdegegnerin Folge und bestätige die An-
sicht des Landgerichts, worauf die Beschwerdeführerin 
wiederum Beschwerde an den StGH erhob. Nach ein-
gehenden rechtlichen Erläuterungen, die sich auf den 
( verfassungsrechtlich nicht normierten ) Vertrauens-
grundsatz bezogen, gab der StGH der Beschwerde Folge, 
stellte eine Verletzung verfassungsmässig gewährleiste-
ter Rechte ( konkret des Grundsatzes von Treu und Glau-
ben ) fest und erklärte: » Diese gerichtlichen Erkenntnisse 
zeigen, dass trotz entgegenstehender Rechtslage eine Par-
tei in ihrem Vertrauen zu schützen ist, wenn die Vorausset-
zungen hierfür gegeben sind. Die neue Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes kann erst für zukünftige Fälle Gel-
tung haben. Der Grundsatz von Treu und Glauben steht ei-
ner Anwendung dieser Rechtsprechung auf bisherige Fälle 
entgegen. In diesem Sinne ist das Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt aufgefordert, künftig nur noch Hinterle-
gungen vorzunehmen und Amtsbestätigungen für Stiftungen 
auszustellen, wenn die entsprechenden Voraussetzungen im 
Sinne der neuen Rechtsprechung gegeben sind .«

iv )  In  StGH 2018 / 39 hatte der Gerichtshof die Frage 
einer Stipendienrückforderung zu beurteilen. Die Sti-
pendienstelle hatte dem Beschwerdeführer ein Stipen-
dium für eine Ausbildung in London gewährt. Die Stelle 
forderte nach Ende der Ausbildung einen Ausbildungs-
nachweis ein und wies darauf hin, dass die Aufforde-
rung verbindlich sei und eine endgültige Rückforderung 
der Ausbildungsbeihilfe nach sich ziehe, sollte der Be-
schwerdeführer den Ausbildungsnachweis nicht fristge-
recht vorlegen. Der Beschwerdeführer missachtete diese 
Aufforderung und wurde daher zur Rückzahlung der 
Beihilfe verpflichtet. Dagegen erhob der Beschwerde-
führer Beschwerde an die Verwaltungsbeschwerdekom-
mission, welche der Beschwerde keine Folge gab. Auch 
der daraufhin angerufene VGH wies die Verwaltungsbe-
schwerde zurück und bestätigte die angefochtene Ent-
scheidung, worauf der Beschwerdeführer Individualbe-
schwerde erhob. Dieser gab der StGH Folge.

Im konkreten Fall erachtete der StGH die Auslegung 
des VGH von Art 29 Abs 1 Bst b StipG als nicht vertretbar. 
Art 29 Abs 1 Bst b StipG enthalte keine explizite Unter-
scheidung zwischen Fällen, in denen der geforderte Aus-
bildungsnachweis gar nicht erbracht wird und anderen  
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Fällen, in denen ein Nachweis zwar nach Ablauf der an-
gesetzten Frist, jedoch noch während des laufenden 
Verfahrens erbracht wird. Für letztere Fallkonstella-
tion  –  wie der vorliegenden – erachtet der StGH eine dif-
ferenzierte und nicht zu formalistische Anwendung von 
Art 29 Abs 1 Bst b StipG als geboten und mit dem Geset-
zeszweck vereinbar. Nach Ansicht des StGH liege es ent-
gegen der Ansicht des VGH im Rahmen von Art 29 Abs 1 
Bst b StipG, das Verwaltungsermessen in solcher Weise 
auszuüben, dass dem Einzelfall genügend und in billi-
ger Weise Rechnung getragen werden kann. Wird der ge-
forderte Ausbildungsnachweis gemäss Art 27 Abs 1 StipG 
wie im vorliegenden Fall, zwar verspätet, jedoch noch 
während des laufenden Beschwerdeverfahrens erbracht, 
so erweist sich die Rechtsfolge der Stipendienrückerstat-
tung, auch unter Beachtung des Gehörsanspruchs des 
Beschwerdeführers und des fehlenden Novenverbots 
( Art 99 LVG ), im konkreten Fall als klar unverhältnis-
mässige und damit als willkürliche Rechtsanwendung.

v ) In StGH 2018 / 12, Erw 3.2. f, hatte der Gerichtshof die  
Auslegung des Obergerichts zu einer Übergangsbestim-
mung ( LGBl 2016.161 ) zu beurteilen. Hier führte der 
Gerichtshof nach eingehender Prüfung des Urteils des 
Obergerichts aus: » Das Obergericht vertritt in der angefoch-
tenen Entscheidung nun die Auffassung, es seien nach den 
Übergangsbestimmungen zu LGBl. 2016 Nr. 161 die neuen 
Bestimmungen in jenen Fällen nicht anzuwenden, in denen 
vor ihrem Inkrafttreten ›das Urteil erster Instanz ‹ gefällt 
worden sei. Allerdings würden diese Übergangsbestimmun-
gen nicht den hier vorliegenden Fall der Vollstreckung einer 
ausländischen Einziehungsentscheidung auf der Grundlage 
der aktuellen Rechtshilfebestimmungen betreffen. Die Über-
gangsbestimmungen zu LGBl. 2016 Nr. 161 wären in einem 
hier nicht vorliegenden Inlandsstrafverfahren anzuwenden, 
wenn die bis 1. Juni 2016 in Geltung gestandenen Verfallsbe-
stimmungen Bestandteil eines inländischen Verfallsurteils 
geworden wären. Dieser Fall sei hier nicht gegeben.

Das Obergericht versteht die gegenständliche Übergangs-
regelung also dahingehend, dass sich diese nur auf Urteile 
bezieht, die in einem inländischen Strafverfahren ergangen 
sind. Es ist aufgrund des Wortlautes nicht eindeutig, wel-
che Urteile der Gesetzgeber mit der fraglichen Übergangsbe-
stimmung im Blick hatte. Für die Argumentation des Ober-
gerichts, wonach der Gesetzgeber diesbezüglich lediglich  
an inländische Urteile gedacht habe, spricht die Formulie-
rung im zweiten Satz, wo es heisst, dass nach Aufhebung ei-
nes solchen Urteils in Folge eines ordentlichen Rechtsmittels 
oder eines anderen Rechtsbehelfs im Sinne der §§ 1 und 61 
StGB vorzugehen sei. Werden 1. Satz und 2. Satz der Über-
gangsbestimmung III. als Einheit gelesen, so wird klar, dass 
bei der Vollstreckung eines ausländischen Urteiles im Rechts-
hilfeweg dieser Übergangsbestimmung keine Bedeutung  

zukommt. Denn die Voraussetzung, dass die Entscheidung 
eines ausländischen Gerichtes überhaupt vollstreckt werden 
kann, mit der eine vermögensrechtliche Anordnung ausge-
sprochen worden ist, besteht zunächst darin, dass diese aus-
ländische Entscheidung » rechtskräftig ausgesprochen wor-
den ist « ( Art. 64 Abs. 1 RHG ). Die Übergangsbestimmung 
spricht davon, dass das » Urteil erster Instanz « infolge ei-
nes ordentlichen Rechtsmittels oder eines anderen Rechtsbe-
helfs aufgehoben werden könnte. Dies kommt bei rechtskräf-
tigen ( ausländischen ) Urteilen – bis auf den seltenen Fall 
einer Wiederaufnahme – nicht in Betracht. Hingegen passt 
diese Regelung auf inländische noch nicht rechtskräftige 
Urteile. Letztere können durch ein Rechtsmittel oder einen 
Rechtsbehelf aufgehoben werden, sodass für die Anwendung 
der Übergangsbestimmung ein eigener Anwendungsbereich 
verbleibt. Werden die beiden Sätze der Übergangsbestim-
mung gemeinsam gelesen, kann daher – im Einklang mit 
dem Obergericht – vertretbar gesagt werden, dass die gegen-
ständliche Übergangsbestimmung lediglich auf inländische 
Urteile anzuwenden ist.

Hinzu kommt noch Folgendes: Der 1. Satz der Übergangs-
bestimmung III des Gesetzes vom 3. März 2016, LGBl. 2016 
Nr. 161, spricht davon, dass die durch dieses Gesetz geän-
derten Strafbestimmungen in Strafsachen nicht anzuwen-
den seien, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil erster 
Instanz gefällt worden sei. Daraus könnte abgeleitet wer-
den, dass die Übergangsbestimmung lediglich für die ’ge-
änderten Strafbestimmungen in Strafsachen ‹ gelten sollen. 
Die gegenständlich anzuwendenden Verfallsbestimmungen 
stellen demgegenüber jedenfalls keine Strafbestimmung dar. 
So hatte der Staatsgerichtshof in StGH 2017 / 023, Erw. 3.14 
wie folgt ausgeführt: › Die Erwägungen im BuA Nr. 94 / 2015‹ 
das Erkenntnis des Österreichischen Verfassungsgerichts-
hofes zur vergleichbaren Verfallsregelung sowie die bishe-
rige Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes stützen die 
vom Obergericht vorgenommene Qualifikation des Verfalls 
nach § 20 Abs. 1 StGB als › zivilrechtliche Massnahme ‹ bzw. 
das Verneinen eines pönalen Charakters des Verfalls. Für 
den Staatsgerichtshof besteht daher kein Anlass, von dieser 
Qualifikation der des Verfalls und des Wertersatzverfalls 
abzugehen und seine bisherige Rechtsprechung zur Qualifi-
kation des Verfalls als eine › zivilrechtliche Anordnung ohne 
pönalen Charakter ‹ zu ändern. Damit stellt auch der auf-
grund der Strafrechtsnovelle LGBl. 2016 Nr. 161 neu gere-
gelte Verfall und insbesondere der Wertersatzverfall nach 
§ 20 Abs. 3 StGB keine Strafe gemäss Art. 33 Abs. 2 LV dar, 
so dass der Verfall nach § 20 Abs. 3 StGB dem Rückwir-
kungsverbot gemäss nach Art. 33 Abs. 2 LV bzw. Art. 7 Abs. 1 
EMRK und den dazu in den §§ 1 und 61 StGB geregelten 
Rückwirkungsverboten nicht untersteht. Der Verfall wurde 
nicht als Strafe oder strafrechtliche Massnahme im Sinne 
von Art. 33 Abs. 2 LV bzw. Art. 7 EMRK konzipiert, sondern 
er stellt eine vermögensrechtliche Anordnung sui generis dar. 
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Da der Verfall nicht als Strafe zu qualifizieren ist, findet so-
mit auch das Günstigkeitsprinzip gemäss §§ 1 und 61 StGB 
oder nach Art. 15 IPBPR keine Anwendung. «

3.� �Zwischenresümee

Ungeachtet der Frage, ob und inwieweit die Verfassung 
und das StGHG die Aufgabe des StGH, in Grundrechts-
fragen eine eingeschränkte Vertretbarkeitskontrolle zu 
gewährleisten, klar konturieren oder nicht, zeigt sich, 
dass vor allem das StGHG dem Höchstgericht weite 
Gestaltungsspielräume einräumt – dies erschwert die 
klare Abgrenzung des verfassungsgerichtlichen Auftra-
ges; und diese offenen Räume hat der Gerichtshof – we-
nig überraschend – ausgenutzt. Es verwundert daher 
auch nicht, dass der Gerichtshof ein ungeschriebenes 
Grundrecht auf Willkürverbot und letztlich einen gro-
ben » Willkürprüfraster « etabliert hat.

Die höchstgerichtliche Bewertung, ob eine fachge-
richtliche Entscheidung » grob unsachlich « oder » unver-
tretbar « war, setzt naturgemäss eine inhaltliche Prüfung 
der angefochtenen Entscheidung voraus. Das Problem 
im Anlassfall ist nun nicht daran zu sehen, dass der 
StGH fachgerichtliche Entscheidungen inhaltlich über-
prüft, sondern, wie er den ihm übertragenen Kontroll-
auftrag umsetzt und ausgestaltet.

Mit einer Individualbeschwerde gem Art 15 StGHG 
wegen eines Verstosses gegen das Willkürverbot kön-
nen nach der nicht immer einheitlichen Spruchpraxis 
nicht nur krasse Fehler der Fachgerichte  57 gerügt wer-
den, wie dies das Rechtsschutzkonzept der Verfassung 
an sich bezweckt, sondern auch Fehler der fachgericht-
lichen  Tatsachenfeststellung  und  Beweiswürdigung, 
obwohl diese » einfachen Fehler « oftmals nicht in die 
Verfassungssphäre reichen und nicht als qualifizierte 
Verstösse zu werten sind.

Greift der StGH solche » einfachen Fehler « auf, über-
schreitet der StGH diesfalls die Linie zwischen grund-
rechtlicher  Vertretbarkeitskontrolle  und echter » Revi-
sionsprüfung als vierte Instanz « und überspannt das 
Rechtsschutzkonzept der Verfassung. Dies zeigt sich 
vor allem, wenn der StGH angefochtene Entscheidun-
gen des VGH oder des OGH intensiv prüft, obwohl die 
Entscheidungen keine gravierenden Mängel aufweisen, 
sondern eine » vertretbare Rechtsauffassung «, die dem 
StGH – wie etwa in der Stipendienentscheidung – als 
» unrichtig « erscheint.

Beschäftigt sich der StGH aber intensiv mit der Aus-
legung einfachgesetzlicher Rechtsfragen ( wie etwa hins 
der Beurteilung einer strafrechtlichen Übergangsbe-
stimmung ), läuft seine Prüfung darauf hinaus, zu be-

57 Vgl nochmals StGH 2018 / 121, 8.4. ( gesetzwidrige Anwendung 
des MWStG durch den OGH ).

urteilen, ob eine angefochtene Fachentscheidung gene-
rell » unrichtig « gewesen sein könnte; damit verlässt der 
StGH aber den ihm verfassungsgesetzlich vorgegeben 
Prüfraster ( » grundrechtliche Vertretbarkeitskontrolle « ).

Dabei ist es an sich die Aufgabe des StGH, nur jene 
Entscheidungen der Fachgerichte aufzugreifen, die als 
grob unvertretbar und als unsachlich qualifiziert wer-
den müssen ( daher » willkürlich « sind ). Abweichende 
Rechtsauffassungen allein berechtigen den StGH nicht 
dazu, eine vierte Tatsacheninstanz zu eröffnen.58 Daher 
darf der StGH nur unter der Voraussetzung, dass eine 
fachgerichtliche Entscheidung » auffallend falsch « ist, 
solche Urteile aufgreifen. Zu diesem Zweck muss sich 
der StGH natürlich ein Gesamtbild vom Verhalten des 
Gerichts im Anlassfall machen.59 Dennoch bleibt frag-
lich, ob fachgerichtliche Entscheidungen, die nach 
erster Grobprüfung keinen Hinweis auf willkürliches 
Verhalten bieten, dennoch detailliert inhaltlich nach-
geprüft werden müssen 60 – das hat mit einer Vertretbar-
keitskontrolle nur mehr am Rande zu tun.

C.� �Exkurs:�Die�Willkürrechtsprechung�des�ö�VfGH

Der österreichische VfGH hat schon früh den Begriff der 
» objektiven Willkür « aus dem Gleichheitssatz abgelei-
tet.61 Objektive Willkür liegt vor, wenn eine gerichtliche 
Entscheidung wegen gehäuften Verkennens der Rechts-
lage mit den geltenden Rechtsvorschriften in beson-
derem Mass in Widerspruch steht 62 oder dem Gericht 
gravierende Verfahrensfehler unterlaufen sind,63 ferner 
wenn das Gericht die erforderliche Abwägung zwischen 
konfligierenden Grundrechten oder Interessenspositio-
nen nicht vornimmt.64 In beiden Fällen handelt es sich 
um qualifizierte Rechtswidrigkeiten entweder im mate-
riellrechtlichen oder im Bereich des formellen Rechts.65 
Damit zeigt sich, dass das Willkürverbot nach gängiger 
österreichischer Auslegung einen Kerngehalt des Gleich-
heitssatzes darstellt. Aufgrund des Willens des liechten-
steinischen Verfassungsgesetzgebers können diese Wer-
tungen auch auf die Auslegung der Liechtensteinischen 
Verfassungsgerichtsbarkeit übertragen werden.

Einer der Bedeutungsgehalte des Gleichheitssatzes 
ist ( auf Basis der stRsp des ö VfGH ) daher darin zu sehen, 
Massstab für die Beurteilung der immanenten Stimmig-
keit und Sachgerechtigkeit von Regelungen und gericht-
lichen Entscheidungen zu sein; diese Massstabsbildung 

58 Exemplarisch StGH 2018 / 12, 3.3.
59 VfSlg 17.903 / 2006.
60 Vgl nochmals StGH 2018 / 12.
61 VfSlg 4480 / 1963.
62 VfSlg 19.975 / 2015.
63 VfGH 11.  6.  2015, E 559 / 2014.
64 Öhlinger / Eberhard, Verfassungsrecht 12 ( 2019 ) Rz 799a.
65 Berka, Verfassungsrecht Rz 1699.
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kann nach Auffassung des VfGH auch unabhängig vom 
» intellektuellen  Vorgang  des  Vergleichens «  zwischen 
verschiedenen  Rechtspositionen  zur Anwendung ge-
bracht werden.66 Der Gleichheitssatz und das daraus ab-
leitbare Willkürverbot sind damit allgemein Massstab 
für die Frage der Sachlichkeit und Verfassungskonfor-
mität des Verhaltens der Vollziehung.

Eine Entscheidung eines Gerichts sub titulo » objek-
tiver Willkür « verstösst gegen den Gleichheitssatz, wenn 
der gerichtliche » Fehler « gravierend ist und in die Ver-
fassungssphäre reicht. Dies liegt nach der Spruchpraxis 
des ö VfGH vor, wenn das Gericht: 67

 ▷ so fehlerhaft vorgegangen ist, dass dies mit Gesetz-
losigkeit auf eine Stufe zu stellen ist, etwa, wenn das 
Gericht die Rechtslage gehäuft oder grob verkannt hat,

 ▷ eine denkunmögliche Gesetzesanwendung vornimmt,

 ▷ das ihm eingeräumte Ermessen erheblich überschrei-
tet ( » Ermessensexzess « ),

 ▷ gegen die Grundsätze von Treu und Glauben verstösst,

 ▷ eine bisher rechtmässige Praxis ohne nähere Begrün-
dung ändert,

 ▷ von völlig abwegigen Sachverhaltsannahmen ausgeht,

 ▷ verfassungsrechtliche Grundsätze ausser Acht lässt,

 ▷ jede Ermittlungstätigkeit in einem verfahrens- und 
entscheidungsrelevanten Punkt unterlässt,

 ▷ Parteivorbringen ignoriert und vom Akteninhalt 
leichtfertig abgeht,

 ▷ Beweisaufnahmen einseitig durchführt,

 ▷ eine Begründung zu verfahrensrelevanten Aspekten 
unterlässt,

 ▷ Ausführungen vornimmt, denen kein Begründungs-
wert zukommt,

 ▷ Parteienrechte missachtet,

 ▷ das Parteiengehör nicht gewährt,

 ▷ sich sonst nicht mit Gründen auseinandersetzt, die 
entscheidungsrelevant sind.

Bereits zuvor wurde darauf hingewiesen, dass die Erwei-
terung des Grundrechtskatalogs der liechtensteinischen 
Verfassung Kernkompetenz des Landtages ( Art 112 LV ), 
nicht aber des StGH ist. Vor diesem Hintergrund der 
verfassungsgerichtlichen Judikatur in Österreich und 
Deutschland zum Gleichheitssatz ist daher ein weite-
rer tragender Begründungsansatz, der StGH 1998 / 45 zur 
Entwicklung eines ungeschriebenen Grundrechts auf 

66 B. Raschauer, Wirtschaftsrecht 3 ( 2010 ) Rz 192 mwH. Für Deutsch-
land etwa von Lindeiner, Willkür 19 ff.

67 Berka, Verfassungsrecht Rz 1700 mwH; Öhlinger / Eberhard, Ver-
fassungsrecht 12 Rz 790 ff.

Willkürverbot bewegte, zu hinterfragen. Doch mit die-
sem Aspekt hat sich der StGH in seiner Rechtsprechung 
bis dato nicht auseinandergesetzt.

V.� �Begründungsansätze�des�StGH�
für�die�Entwicklung�eines�
ungeschriebenen�Grundrechts�
» Willkürverbot�«

Nach der Darstellung der Spruchpraxis des StGH in Will-
kürfragen ist in einem weiteren Schritt zu erörtern, wel-
che Gründe das Höchstgericht bewogen, in seiner Ent-
scheidung 1998 / 45 ein ungeschriebenes Grundrecht mit 
dem Titel » Willkürverbot « anzuerkennen.68 Es sind vier 
Begründungsebenen, die der Gerichtshof ausdrücklich 
ins Treffen führt:

 ▷ Erstens: » Inzwischen « sei auch in Österreich die 
Konzeption der Geschlossenheit des Rechtsquellen-
systems zunehmend in Frage gestellt worden; unter 
einem verweist der StGH auf den Beitrag von Wies-
haider / Gugging, Gewohnheitsrecht als Rechtsquelle 
des österreichischen Bundesverfassungsrechts, ÖJZ 
1997, 481.

 ▷ Zweitens: Das Willkürverbot würde unzweifelhaft 
zum unverzichtbaren Grundbestand des Rechts-
staates gehören; es decke aber bei aller Überlage-
rung mit dem Schutzbereich des Gleichheitsgrund-
satzes gemäss Art 31 Abs 1 LV doch einen originären 
Schutzbereich ab.69

68 Vgl dazu va StGH 1998 / 45, Erw 4.1. ff.
69 StGH 1998 / 45 Erw 4.1. und 4.2. hält idZ fest: » Der Staatsgerichts-

hof hat sich in seiner jüngeren Rechtsprechung mit dem Verhält-
nis dieser beiden Grundrechte ( Gleichheitssatz und Willkürverbot, 
Anm des Verf ) näher befasst und deren enge Verwandtschaft her-
ausgestrichen. Insbesondere bei der Beurteilung der Tätigkeit des 
Gesetzgebers fällt der Schutzbereich der beiden Grundrechte weit-
gehend zusammen, da die Prüfung eines allfälligen Verstosses ge-
gen das Gleichheitsgebot in der Regel darauf zu beschränken ist, ob 
in der entsprechenden Norm gleich zu behandelnde Sachverhalte 
bzw. Personengruppen ohne einen vertretbaren Grund und somit 
eben in willkürlicher Weise ungleich behandelt wurden ( … ). 

 Indessen deckt sich der Schutzbereich von Willkürverbot und Gleich-
heitsgrundsatz auch bei der Rechtssetzung doch nur teilweise. So 
hat der Staatsgerichtshof kürzlich festgehalten. dass ein über die 
Willkürprüfung hinausgehender strenger Massstab abgesehen von 
gesetzgeberischen Verstössen gegen das Geschlechtergleichheitsge-
bot gernäss Art 31 Abs 2 LV wohl auch generell bei die Menschen-
würde tangierenden Diskriminierungen anzuwenden ist ( … ). 

 In noch stärkerem Masse ist zwischen Gleichheitsgrundsatz und 
Willkürverbot bei der Rechtsanwendung zu unterscheiden. So kann 
die erstmalige Anwendung einer Ermessensklausel bzw. eines unbe-
stimmten Rechtsbegriffs willkürlich sein, ohne dass dies gegen das 
Gleichheitsgebot verstösst. Andererseits kann sich eine willkürfreie 
Ermessensentscheidung in Relation zu einer anderen, einen ver-
gleichbaren Sachverhalt betreffenden Entscheidung als rechtsun-
gleich erweisen ( … ). Zudem kann entgegen der Auffassung des Be-
schwerdeführers das Gleichheitsgebot anders als das Willkürverbot  
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 ▷ Drittens: Die liechtensteinische Praxis hätte sich die 
österreichische Konzeption der Geschlossenheit des 
Rechtsquellensystems nie konsequent zu eigen ge-
macht, da jedenfalls im Grundrechtsbereich eine 
Nachführung der Verfassung, wie dies insbeson-
dere die schöpferische Rechtsprechung des StGH 
notwendig gemacht hätte, nie erfolgt ist. Der StGH 
habe sich bisher damit beholfen, neue Grundrechte 
aus geschriebenen Grundrechten, insbesondere 
dem Rechtsgleichheitsgrundsatz von Art 31 Abs 1 LV 
abzuleiten. Auch abgesehen von Art 31 Abs 1 LV hat 
der Staatsgerichtshof die Umschreibung der verfas-
sungsmässig gewährleisteten Rechte in der Regel als 
bewusst so flexibel gehalten erachtet, dass sie eine 
allen verfassungswesentlichen Schutzbedürfnissen 
gerecht werdende Auslegung zulasse. » Vor dem Hin-
tergrund dieser Erwägungen ist es gerechtfertigt, « dem 
Willkürverbot den Status eines solchen ungeschrie-
benen Grundrechts zuzuerkennen.

 ▷ Viertens: Der StGH verweist auf Verfassungsentwick-
lungen in der Schweiz, die Ausstrahlungswirkung 
auf Liechtenstein entfalte. Das Bundesgericht hätte 
vor bzw nach Inkrafttreten der neuen Schweizer Ver-
fassung wiederholt ungeschriebene Rechte aus der 
alten Verfassung abgeleitet, etwa ein Recht auf Exis-
tenzsicherung ( BGE 121 I 1367 ) oder das Streikrecht 
( BGE 125 III 277 ).70

Im Schrifttum wurde das Judikat durchgängig begrüsst. 
Kley wies etwa darauf hin, dass die Argumentation des 
StGH methodisch vorbildlich und im Sinne der juristi-
schen Hermeneutik nachvollziehbar sei. Der Gerichts-
hof würde einen konsequenten Schritt gehen, da die Ab-
leitung des Willkürgrundrechts aus dem allgemeinen 
Gleichheitssatz beschwerlich und als Akt der Rechts-
schöpfung abzulehnen sei.71

Hoch begründete das Vorgehen des Gerichtshofes 
damit, dass sich der StGH, wohl beeinflusst durch Vorar-
beiten Thürers und Verfassungsentwicklungen im Nach-
barstaat Schweiz, »explizit von seinem der österreichischen 
Verfassungsrechtsprechung verpflichteten rechtspositivisti-
schen › Bann‹ gegen ungeschriebenes Verfassungsrecht « ver-
abschiedet habe.72 » Dieser Abkehr vom Rechtspositivismus 

überhaupt nur dann betroffen sein, wenn zwischen ( zumindest ) 
zwei konkreten Fällen verglichen werden kann. Der Beschwerde-
führer kann aber keinen anders entschiedenen Vergleichsfall nen-
nen, so dass eine Überprüfung des Beschwerdefalles nur im Lichte 
des Willkürverbots möglich ist.«

70 Vgl Kley, Entscheidungsbesprechung, FL JusNews 1999, 244 
( 258 ).

71 Vgl Kley, Entscheidungsbesprechung, FL JusNews 1999, 256 ff.
72 Hoch, Der liechtensteinische Staatsgerichtshof und Daniel Thü-

rers Beitrag zu dessen Rechtsprechung und Selbstverständnis 
in Biaggini / Diggelmann / Kaufmann ( Hrsg ), Polis und Kosmopo-
lis – Festschrift für Daniel Thürer ( 2015 ) 257 ff mH auf Thürer, 
Jurisprudenz – Kunst oder Wissenschaft in Riklin / Wildhaber /  

entsprach das Bekenntnis des Staatsgerichtshofes zu einem 
› Methodenpluralismus‹ bei der Gesetzesauslegung. « 73 Der 
StGH habe sich » zudem › dem heute allgemein vorherr-
schenden topisch-offenen Verständnis der Rechtsfindung ‹ «  
angeschlossen.74

Vogt führte aus, dass die Anerkennung des Willkür-
verbots als ein ungeschriebenes Grundrecht Zustim-
mung verdiene, da das vergleichsunabhängige Willkür-
verbot als Minimalstandard der Gerechtigkeit – wie es 
dem Verständnis des Staatsgerichtshofes entspricht – 
nicht in Art 31 Abs 1 Satz 1 LV verortet werden könne und 
ebenso unzweifelhaft kein anderer geschriebener Verfas-
sungsrechtssatz in der liechtensteinischen Verfassung 
existiere, woraus ein justiziables » verfassungsmässiges 
Recht « in diesem Umfang abgeleitet werden könne.75

Auf einzelne Begründungserwägungen wird im An-
schluss gesondert eingegangen. An dieser Stelle genügt 
es, anhand einzelner Anmerkungen darzulegen, dass 
die Auffassung des StGH und die im Schrifttum geäus-
serten Positionen durch die Bank nicht überzeugen.

 ▷ Erstens ist die Kreation eines ungeschriebenen 
Grundrechts viel eher ein Akt der Rechtsschöp-
fung als die Ableitung bestimmter grundrechtlicher 
Wertungen aus einem geschriebenen Grundrecht 
der Verfassung. Im Licht der eindeutigen Recht-
sprechung der Höchstgerichte der Nachbarstaaten 
zum Willkürverbot ist der Ansatz des StGH in StGH 
1998 / 45 zu hinterfragen.

 ▷ Zweitens stützt sich der StGH in seiner Entschei-
dung auf eine vereinzelte österreichische Publika-
tion, nicht aber auf anerkannte Standardlehrbü-
cher oder verfassungsrechtliche Kommentierungen 
aus Österreich, sodass der vom Gericht gezogene 
Schluss schon allgemein aus diesem Grund proble-
matisch erscheint.

 ▷ Drittens erscheint es bemerkenswert, dass sich der 
StGH an keiner einzigen Stelle mit der Spruchpra-
xis des ö VfGH bzw des dt BVerfG zum Willkürver-
bot eingehend auseinandergesetzt hat, obwohl der 
liechtensteinische Verfassungsgesetzgeber die Be-
deutung der verfassungsgerichtlichen Praxis im 
Nachbarstaat bis heute als massgebend erachtet; 
beide Höchstgerichte der Nachbarstaaten haben 
bislang keine Beanstandung daran gefunden, we-
sentliche Bedeutungsgehalte des Willkürverbots un-

Wille ( Hrsg ), Kleinstaat und Menschenrechte, FS Gerard Bat-
liner ( 1993 ) 542 sowie Thürer, Das Willkürverbot nach Art 4 BV, 
ZSR 1987, 434.

73 Vgl auch StGH 2005 / 78 Erw 5; Bussjäger, Einführung Rz 59.
74 Hoch aaO.
75 Vogt, Willkürverbot 308 mH auf dens, Willkürverbot und Gleich-

heitsgrundsatz 347.
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mittelbar aus dem Gleichheitssatz abzuleiten.76 Das 
allerdings verschweigt der StGH.

 ▷ Viertens ist die vom StGH und von Teilen des Schrift-
tums betonte Notwendigkeit der Abkehr vom Rechts-
positivismus spätestens seit der Verfassungsrevision 
2003 überholt. Anders als dem ö VfGH und dem dt 
BVerfG kommt dem StGH kein » Auslegungsmo-
nopol « in Verfassungsfragen zu. Änderungen und 
Klarstellungen zur LV fallen in die ausschliessliche 
Kompetenz des Landtages ( Art 112 Abs 2 LV ). Dieser 
wiederum hat die Position des StGH bis dato nicht 
bestätigt.

 ▷ Fünftens erscheint es strittig, dass sich der StGH 
ohne klare Begründung von den rechtspositivisti-
schen Vorgaben der Verfassung » verabschiedet « hat, 
wie dies etwa Hoch ( aaO ) schreibt. Als » Spielregel-
verfassung « steht die liechtensteinische Verfassung 
in der Tradition der Theorie des sog » Rechtspositi-
vismus «, wonach als Verfassungsrecht nur gilt, was 
durch den Gesetzgeber als solches ausdrücklich er-
lassen wurde; vgl explizit zB Art 92 Abs 4; 112 Abs 2 LV. 
Ungeschriebenes Verfassungsrecht bzw Verfassungs-
gewohnheitsrecht als solches gibt es im rechtsposi-
tivistischen Sinn daher nicht.77 Inwiefern es daher 
zulässig ist, nicht explizit gesetzliche geregelte, un-
geschriebene Prinzipien / Grundrechte aus einzelnen 
Bestimmungen der LV bzw der Verfassung in ihrer 
Gesamtschau herauszukristallisieren, wäre daher 
näher zu begründen.78 Ausführungen dazu fehlen 
der StGH-Rsp aber bis heute.

Schon insoweit steht die Auffassung des StGH, dass es 
eines ungeschriebenen Grundrechts namens » Willkür-
verbot « bedurfte, auf einem » wackligen Fundament «.

VI.� �Notwendigkeit�der�Beibehaltung�
eines�ungeschriebenen 
»�Willkürverbots�«�trotz�klarer�
Verfassungsrechtslage�in�
Liechtenstein�?

Abgesehen von den zuvor angesprochenen Gegenargu-
menten bzw methodischen Vorbehalten ist anschliessend 
in systematischer Hinsicht zu untersuchen, ob die vom 
StGH in seinem Urteil 1998 / 45 erwähnte Tatsache, dass

76 Vgl etwa Beschluss des dt BVerfG vom 14.  2.  2018, 1 BvR 2120 / 16; 
VfGH 6.  6.  2013, B 1359 / 2012.

77 Vgl idZ zB Antoniolli / Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht 3 
( 1996 ) 192 ff.

78 Vgl bspw zum Einfluss der schweizerischen Verfassungsdogma-
tik bei der Anerkennung ungeschriebener Grundrechte durch 
den StGH Bussjäger, Eigenständige Verfassungsdogmatik am 
Alpenrhein ?, in Wolf ( Hrsg ) State Size Matters ( 2016 ) 15 ( 21 ).

 ▷ die liechtensteinische Verfassung kein ausdrückli-
ches Willkürverbot statuiere,

 ▷ dem Gleichheitssatz des Art 31 LV in der Auslegung 
des StGH nicht alle relevanten Bedeutungsgehalte 
des Willkürverbots entnommen werden können,

 ▷ und der Verfassungsgesetzgeber es trotz der beste-
henden politischen Notwendigkeit ( wenn man etwa 
an die Rechtsentwicklung in der Schweiz denkt ), ver-
absäumt habe, ein Willkürverbot ausdrücklich an-
zuerkennen,

die Beibehaltung eines ungeschriebenen Grundrechts 
auf Willkürverbot legitimieren könnte.

Dem StGH ist zuzugestehen, dass weder die EMRK noch 
die LV ein ausdrücklich so bezeichnetes Grundrecht ent-
halten, das dem Einzelnen die » Freiheit von staatlicher 
Willkür « gewährleistet. Auch die österreichische Bun-
desverfassung kennt kein dementsprechend bezeichne-
tes Grundrecht. Anders ist die Situation in der Schweiz. 
Art 9 der Schweizer Bundesverfassung sieht ein entspre-
chendes Grundrecht vor.79

Allerdings wäre es zu eng, daraus isoliert zu fol-
gern, dass die liechtensteinische Verfassung, insb die 
EMRK, keine Bestimmung enthalte, die mit dem durch 
den StGH anerkannten, ungeschriebenen Grundrecht 
» Willkürverbot « systematisch und funktionell vergleich-
bar wäre.80

Erstens stehen einzelne, im vierten Hauptstück der 
Verfassung enthaltenen Grundrechte unter Ausgestal-
tungsvorbehalt.81 Daraus folgt jedenfalls ( im Zusam-
menhang mit Art 31 Abs 1 LV ) nicht, dass der einfache 
Gesetzgeber oder die Vollziehung berechtigt wären, 
nach freiem Ermessen beliebige Bedingungen für die 
Ausübung der durch die LV anerkannten Freiheiten 
festzusetzen. Auch ist es der Vollziehung, etwa sub ti-
tulo Gewerbe- und Handelsfreiheit ( Art 36 LV ), nicht er-
laubt, Vollziehungsakte beliebigen Inhalts zu erlassen, 
selbst wenn der Gesetzgeber zu einzelnen Details der 
Inanspruchnahme dieser Freiheiten ( Art 36 LV ) » schwei-
gen « sollte, etwa, weil er von der Erlassung näherer Aus-
übungsbedingungen Abstand genommen hat.

Zweitens sind die meisten Konventionsgrundrechte 
der EMRK unter materiellem Eingriffsvorbehalt ge-
währleistet. Art 8 Abs 2 EMRK erlaubt Eingriffe staatli-
cher Behörden nur unter bestimmten, eng begrenzten 

79 Art 9 BV ( SR 101 ) ist übertitelt: » Schutz vor Willkür und Wah-
rung von Treu und Glauben «. Die Bestimmung lautet: » Jede Per-
son hat Anspruch darauf, von den staatlichen Organen ohne Will-
kür und nach Treu und Glauben behandelt zu werden.«

80 So aber Vogt, Willkürverbot 307.
81 Vgl etwa Art 36 S 1 LV ( Handels- und Gewerbefreiheit ): » Handel 

und Gewerbe sind innerhalb der gesetzlichen Schranken frei;«

Verfassungsrecht Aufsatz © Jan Sramek Verlag

42 2021 SPWR Nicolas Raschauer,�Willkür- und Vertretbarkeitskontrolle des Staatsgerichtshofes



Voraussetzungen.82 Insbesondere der Vorbehalt, dass 
staatliche Eingriffe in ein Konventionsgrundrecht nur 
dann statthaft sind, wenn sie in einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig sind, zeigt, dass eine gerichtli-
che Vertretbarkeitskontrolle in Art 8 Abs 2 EMRK und 
vergleichbaren Konventionsgrundrechten ( unter Will-
kürgesichtspunkten ) systematisch mitbedacht ist ( vgl 
daran anknüpfend Art 34 ff EMRK ). Darauf ist der StGH 
in seiner Rechtsprechung bislang nicht eingegangen.

Drittens statuiert Art 14 EMRK ein umfassendes Ver-
bot der Benachteiligung des Einzelnen, etwa aus Grün-
den der Nationalität oder aus » sonstigen Gründen «. 
Zwar ist Art 14 EMRK nur insoweit anwendbar, als der 
» Genuss der in der vorliegenden Konvention festgeleg-
ten Rechte und Freiheiten « durch ein staatliches Organ 
beeinträchtigt wird; allerdings wäre eine staatliche Be-
schränkung der Konventionsrechte, die ohne vernünf-
tigen Grund bzw ohne sachliche Rechtfertigung erfolgt, 
jedenfalls als staatliche Willkür anzusehen und würde 
einer Überprüfung sub titulo Art 14 EMRK nicht stand-
halten.83

Das nationale Schrifttum hat, soweit es bislang den 
Zweck, die Reichweite und die Grenzen des ungeschrie-
benen » Willkürverbot « erörtert hat, die angesprochene 
systematische Konzeption der Konventionsgrundrechte 
und ihre Bedeutung sowie insb auch den Einfluss von 
Art 14 EMRK nicht weiter in ihrer Analyse einbezogen. 
Vogt folgert zusammenfassend, dass die EMRK keinen 
allgemeinen Gleichheitssatz enthalte  84 und erachtet un-
ter anderem aus diesem Grund die Postulierung eines 
ungeschriebenen Grundrechts » Willkürverbot «, abseits 
von Art 31 LV, als gerechtfertigt.

Auch aus Sicht der Konvention zeigt sich, dass die 
Kreation eines ungeschriebenen Grundrechts » Willkür-
verbot « schlicht nicht erforderlich  ist. Gerade die sys-
tematische Konzeption der Grundrechtsgewährleistun-
gen der EMRK ( im Verständnis des EGMR ) gewährleistet 
eine effektive Vertretbarkeitskontrolle fachgerichtlicher 
Entscheidungen durch den StGH. Auch insoweit ist da-
her am Mehrwert der ungeschriebenen Willkürverbots 
zu zweifeln. Einer Beibehaltung desselben bedarf es in-
soweit nicht.

82 Demgemäss ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die 
Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff 
gesetzlich vorgesehen ist und eine Massnahme darstellt, die in 
einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, 
die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl 
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinde-
rung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit 
und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten an-
derer notwendig ist.

83 Vgl im Übrigen das allgemeine Diskriminierungsverbot gem 
Art 4 EWR-Abkommens bzw Art 21 GRC, das in weiterer Folge 
ausser Betracht bleibt.

84 Vogt, Willkürverbot und Gleichheitsgrundsatz 26.

VII.� �Die�Würdigung�der�Entscheidung�
des�StGH

Die Thesen des Gerichtshofes zur Ableitung des Will-
kürverbots sind beachtlich und mit Blick auf die histori-
sche » Verfassungskrise « Liechtensteins Ende der 1990 er 
Jahre  85 rechtspolitisch nachvollziehbar – offensichtlich 
ging es dem Gerichtshof auch darum, eine Antwort auf 
die zunehmende Gefahr der politischen Einflussnahme 
auf die ( Verfassungs ) gerichtsbarkeit des Landes zu geben.

Betrachtet man den Fall zwanzig Jahre danach, über-
zeugen die Argumente des Gerichtshofes jedoch nicht 
länger. Der Reihe nach.

 ▷ Erstens: Das Argument, Österreich habe die Konzep-
tion der Geschlossenheit des Rechtsquellensystems 
in Frage gestellt oder gar aufgegeben, verfängt nicht. 
Im Gegenteil. Die stRsp des österreichischen VfGH 
wie auch die herrschende österreichische Verfas-
sungsrechtslehre haben auch nach 1999 an der These 
der relativen Geschlossenheit des österreichischen 
Rechtsquellensystems festgehalten.86 Der VfGH lei-
tet aus dem demokratischen und dem rechtsstaatli-
chen Prinzip der österreichischen Bundesverfassung 
weiterhin einen » Rechtstypenzwang « ab. Dadurch 
wird zum einen ein Legitimationszusammenhang, 
zum anderen die gerichtliche Kontrolle der Recht-
setzung gewährleistet. Ein Beispiel: Von der staat-
lichen Verwaltung gesetzte und mit allgemeiner 
Verbindlichkeit ausgestattete Normen müssen da-
her im Regelfall als Verordnung erlassen werden  
( s auch Art 139 ö B-VG ). Der einfache Gesetzgeber ist 
ferner verpflichtet, die verbindliche Gestaltung indi-
vidueller Rechtsverhältnisse an jene Rechtsformen 
zu binden, die einen verfassungsgesetzlich vorge-
sehenen Rechtsschutz ermöglichen ( Art 144 B-VG ). 
Verwaltungsentscheidungen, die erhebliche Rechts-
wirkungen für Einzelpersonen haben, dürfen daher 
nicht als rechtlich nicht bekämpfbare Verwaltungs-
akte konstruiert werden. Rechtlich bekämpfbar ist 
in der Regel nur ein Bescheid.87 Für Liechtenstein 
gilt nichts Abweichendes ( vgl zB Art 15 StGHG, der 
auf Verfügungen etc abstellt, bzw Art 104 Abs 2 LV, 
der an Regierungsverordnungen anknüpft ).

Damit im Zusammenhang steht ein weiterer wichti-
ger Aspekt des Rechtstaatsprinzips. Das Rechtsstaats-
prinzip verlangt ein Mindestmass an Zugänglichkeit, 
Berechenbarkeit und Verständlichkeit der Rechts-
normen. Der Gesetzgeber ( und in eingeschränktem  

85 Eindrücklich geschildert bei Hoch, FS Thürer 268.
86 Siehe etwa VfSlg 17.967 / 2006.
87 Siehe nur Mayer / Kucsko-Stadlmayer / Stöger, Bundesverfassungs-

recht 11 ( 2015 ) Rz 167; Öhlinger / Eberhard, Verfassungsrecht 12 
( 2019 ) Rz 81 ff.
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Ausmass auch andere Entitäten ) haben Rechtsnormen 
nach den in der Verfassung vorgegebenen Verfahren 
zu erlassen; dadurch wird der Inhalt dieser Regelun-
gen den Rechtsadressaten in klarer und erschöpfen-
der Weise zur Kenntnis gebracht und für diese bere-
chenbar.88 Dass Höchstgerichte – abgesehen von der 
Erlassung von Urteilen oder Geschäftsordnungen – 
zur Schöpfung von Grundrechten berechtigt wären, 
lässt sich weder der liechtensteinischen noch der ös-
terreichischen bzw deutschen Verfassung entnehmen.

Ausserdem ist zu bedenken, dass der liechtenstei-
nische Verfassungsgesetzgeber im Zuge der Verfas-
sungsrevision 2003 an der bisherigen Konzeption 
des vierten Hauptstücks der Verfassung bzw des 
darin positivierten Grundrechtskatalogs festhielt.89 
Anders als die Schweizer Bundesverfassung hat der 
liechtensteinische Verfassungsgesetzgeber darauf 
verzichtet, das Willkürgrundrecht explizit im vier-
ten Hauptstück der LV zu verankern. Man kann das 
» Schweigen des Verfassungsgesetzgebers « daher 
sinnvollerweise nur dahingehend interpretieren, 
dass er die Auffassung des StGH zwar zur Kenntnis 
genommen, eine Ausweitung des Grundrechtskata-
logs oder der Aufgaben des StGH aber nicht für er-
forderlich erachtet hat. In diesem Zusammenhang 
darf auch der bereits zuvor zitierte Katalog der Kon-
ventionsgrundrechte nicht ausser Betracht gelassen 
werden, die einem willkürlichen staatlichen Verhal-
ten doch effektive Grenzen setzen.

Auch die im Schrifttum vertretene These, dass der 
StGH das Willkürverbot als vergleichsunabhängi-
gen Gerechtigkeitsstandard anerkannt und damit 
seit längeres in Liechtenstein geübtes Verfassungs-
gewohnheitsrecht ausdrücklich als ungeschriebe-
nes Grundrecht etabliert habe,90 überzeugt nicht. 
Gewohnheitsrecht kann nur dort auftreten, wo es 
von der positiven Verfassungsrechtsordnung aus-
drücklich als solches anerkannt wird oder von der 
Verfassung vorgefunden wurde. Auf Grund der un-
gebrochenen Rechtskontinuität der liechtensteini-
schen Verfassung seit 1862 wird im Bereich des Ver-
fassungsrechts die Existenz von Gewohnheitsrecht 
kaum festzustellen sein. Auch die Anerkennung » un-
geschriebener Grundrechte « durch den StGH bedeu-
tet per se noch keine Zulässigkeit der Anerkennung 
von Gewohnheitsrecht durch die Verfassung. Grund-

88 Vgl Öhlinger / Eberhard, Verfassungsrecht Rz 85.
89 Das Fürstenhaus als massgebender Proponent der Verfassungs-

revision hatte sich im Vorfeld der Verfassungsrevision eher 
skeptisch zu einer Änderung des status quo geäussert ( vgl etwa 
Schiess Rütimann, Die Stellung der EMRK in Liechtenstein, Bei-
träge Liechtenstein-Institut 44 / 2019, 1 [ 22 ], hier betreffend Über-
arbeitung des Art 104 LV ).

90 Eingehend Vogt, Willkürverbot und Gleichheitssatz 315 ff.

rechte, die dem positiven Verfassungsrecht inhärent 
sind, stellen kein Gewohnheitsrecht dar.91

 ▷ Zweitens: Das Argument des StGH, das Willkür-
verbot würde unzweifelhaft zum unverzichtbaren 
Grundbestand des Rechtsstaates gehören, aber 
bei aller Überlagerung mit dem Schutzbereich des 
Gleichheitsgrundsatzes gemäss Art 31 Abs 1 LV doch 
einen originären Schutzbereich abdecken, der aus 
dem Gleichheitssatz nicht ableitbar sei,92 überzeugt 
ebenfalls nicht. Die stRsp des ö VfGH und des dt 
BVerfG zeigen eindrücklich, dass bestimmte Bedeu-
tungsgehalte – unabhängig vom eigentlichen » Ver-
gleichen von Rechtspositionen « – aus dem Gleich-
heitssatz abgeleitet werden können. Insoweit stellt 
der Gleichheitssatz einen allgemeinen Wertungs-
massstab für die Sachlichkeit staatlichen Verhal-
tens dar; das gilt daher auch für Art 31 LV. Warum es 
daher in Liechtenstein nicht ebenfalls möglich sein 
soll, bestimmte Aspekte des Willkürverbots unmit-
telbar aus dem Gleichheitssatz, und sei es in syste-
matischer Kombination mit der EMRK abzuleiten, 
erhellt nicht. Schon insoweit bedarf es einer rechts-
schöpferischen Kreation eines ungeschriebenen 
Grundrechts nicht.

 ▷ Drittens: Der StGH postuliert, dass sich die liechten-
steinische Praxis die österreichische Konzeption der 
Geschlossenheit des Rechtsquellensystems nie kon-
sequent zu eigen gemacht hätte; die schöpferische 
und flexible und die allen verfassungswesentlichen 
Schutzbedürfnissen gerecht werdende Auslegung 
des StGH würden es legitimieren, dem Willkürver-
bot den Status eines ungeschriebenen Grundrechts 
zuzuerkennen. Dieses Argument erscheint im Licht 
des Art 112 Abs 2 LV nicht tragfähig. Die liechtenstei-
nische Verfassung hat die ausschliessliche Kompe-
tenz zur Erweiterung des Grundrechtskatalogs der 
LV ( iS einer Verfassungsänderung ) dem Landtag 
übertragen, was als klare Absage der Auffassung des 
StGH zu werten ist. Zudem hat die Verfassung an 
der zentralen Aufgabe des StGH, nämlich als Hüter 
der Grundrechte ( Art 104 Abs 1 LV; Art 15 StGHG ) die 
Durchführung einer grundrechtlichen Vertretbar-
keitskontrolle zu gewährleisten, festgehalten, die-
sen Aufgabenkatalog aber nie modifiziert.

 ▷ Viertens: Auch die vom StGH ins Treffen geführte 
Verfassungsentwicklung in der Schweiz, wonach das 
Bundesgericht wiederholt ungeschriebene Rechte aus 
der alten Verfassung abgeleitet und anerkannt hätte, 
dringt nicht durch. Der liechtensteinische Verfas-
sungsgesetzgeber hat es nicht für erforderlich erach-

91 Bussjäger, Einleitung Rz 46 f.
92 StGH 1998 / 45 Erw 4.1. und 4.2.
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tet, den Grundrechtskatalog zu erweitern. Das Schwei-
gen des Souveräns sollte ernst genommen werden.

VIII.� �Resümee,�Konsequenzen��
und�Anregungen�pro�futuro

Was folgt aus dem Gesagten ? Bedarf es eines unge-
schriebenen Grundrechts » Willkürverbot « bzw ist seine 
Beibehaltung gerechtfertigt ? Die Antwort ist eindeu-
tig:  Nein;  alles das, was das ungeschriebene Grund-
recht » Willkürverbot « leisten soll, wird durch das vierte 
Hauptstück der LV ( va den Gleichheitssatz ) bzw die 
EMRK abgedeckt. Aus Sicht der Rechtsunterworfenen 
und im Sinne der Planungs- und Rechtssicherheit sollte 
der StGH daher die Auffassung von der Notwendigkeit 
der Beibehaltung eines ungeschriebenen Grundrechts 
» Willkürverbot « und die damit verknüpfte Rechtspre-
chungslinie aufgeben.

Der StGH ist aber auch in verfassungssystemati-
scher Hinsicht aufgefordert, seine Position und die von 
ihm zu prästierende Kontrolldichte zu überdenken. Er 
sollte nur die ihm durch die Verfassung und das StGHG 
übertragene Aufgabe der grundrechtlichen Vertretbar-
keitskontrolle, die im Regelfall eine blosse Evidenzkon-
trolle  93 darstellen wird, wahrnehmen, nicht aber darü-
ber hinausgehen. Der StGH ist nach der klaren Position 
der LV keine vierte Tatsacheninstanz und damit nicht zu 
umfassenden inhaltlichen Überprüfungen fachgericht-
licher Entscheidungen berufen. Als » Hüter der Grund-
rechte « soll der StGH die Auslegung und Anwendung 
einfachen Rechts den Fachgerichten überlassen ( Art 104 
Abs 1 LV ). Solange das Ergebnis der fachgerichtlichen 
Beurteilung – iS einer Gesamtschau – nicht zu beanstan-
den ist, ist es nicht erforderlich, die eigene Meinung an 
die Stelle der oder parallel zu den Wertungen der Fach-
gerichte zu setzen.

Damit das von der Verfassung vorgegebene  Aufga-
benprofil  des  StGH  als » Hüter der Grundrechte «  ge-
schärft  wird, sollten – wie die Untersuchung gezeigt 
hat – einzelne Aspekte des StGHG ergänzt bzw modifi-
ziert werden.

 ▷ Einführung  eines  Neuerungsverbots  – der StGH 
sollte seine Entscheidung auf Basis der Sach- und 
Rechtslage treffen, die zum Stand des Entschei-
dungszeitpunkts der letzten fachgerichtlichen In-
stanz gegeben war; Neuerungen im Rahmen der 
Erhebung der Individualbeschwerde bedarf es aus 
rechtspolitischer bzw verfassungsvergleichender 
Sicht ( siehe Österreich; Deutschland ) nicht.

93 Der StGH hat zu beurteilen, ob einer fachgerichtlichen Ent-
scheidung ein schwerer, offenkundiger und eindeutiger Ver-
fassungsverstoss anhaftet.

 ▷ Festschreibung,  dass  der  StGH  in  Individualbe-
schwerdeverfahren grds keine weiteren Beweise auf-
nehmen soll bzw kein eigenständiges Beweisverfah-
ren durchführen darf – ein abweichendes Vorgehen 
hat mit einer gerichtlichen Vertretbarkeitskontrolle 
nichts zu tun. Erweist sich ein fachgerichtliches Be-
weisverfahren in entscheidungswesentlichen Punk-
ten als dürftig oder fehlerhaft, ist die fachgericht-
liche Entscheidung wegen Verstosses gegen das 
Willkürverbot ohnehin ersatzlos zu kassieren; eines 
eigenständigen staatsgerichtlichen Beweisverfah-
rens bedarf es daher nicht.

 ▷ Einführung eines Ablehnungsrechts für den StGH 
nach Art des Art 144 Abs 2 B-VG iVm § 84 ö VfGG: Stellt 
sich nach einer ersten Beurteilung heraus, dass eine 
fachgerichtliche Entscheidung verfassungskonform 
ist und eine Individualbeschwerde keine Aussicht 
auf Erfolg hat, erscheint es nicht zielführend, dass 
der StGH eine umfassende Entscheidung formuliert 
bzw seiner Entscheidung intensive, weiterführende 
Begründungserwägungen anschliesst. Wenn daher 
eine fachgerichtliche Entscheidung verfassungskon-
form ist und der StGH » nur « eine Vertretbarkeits-
kontrolle vorzunehmen hat, ist es aus rechtspoliti-
scher Sicht nicht erforderlich, jedem Absatz einer 
im Ergebnis aussichtslosen Individualbeschwerde 
en detail nachzugehen.

Am Ende des Beitrages bleibt festzuhalten: Ähnlich wie 
das dt BVerfG und der ö VfGH hat der StGH in Grund-
rechtsfragen die Aufgabe einer Vertretbarkeitskontrolle 
vorzunehmen. Er soll im Sinne einer Evidenzprüfung 
schwerwiegende Fehler der Fachgerichte, die in die Ver-
fassung reichen, aufgreifen. Die Durchführung eines 
vierten Instanzverfahrens durch den StGH hatte die Ver-
fassung nicht vorgegeben.

Was demgegenüber die Auslegung der Reichweite 
des vierten Hauptstücks der Verfassung bzw des Art 15 
StGHG anlangt, ist zu konstatieren, dass die stRsp zum 
Willkürverbot überdacht werden sollte; es findet sich 
kein tragendes Argument, das für die Beibehaltung der 
Willkürrechtsprechung spricht.
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